
9. Jahrgang Nr. 4 1. April 1977 

Von "Strafe" ist hier keine Rede 
Ein Bericht über Europas modernste Haftanstalt Seite 4 

Parteien zum Strafvollzug 
Ein Interview mit Abgeordneten der SPD, FDP und CDU Seite 10 

UNABHÄNGIGE UNZENSIERTE GEFANGENENZEITSCHRIFT 



Herausgeber: 

Redaktion: 

Druck: 

Postanschrift: 

Impressum 

Insassen der JVA Berlin-Tegel 

Redaktionsgemeinschaft 
'der Iichtblick' 

Auf ROTAPRINT 

Redaktionsgemeinschaft 
'der Iichtblick' 

Seidelstraße 39 
1000 Berli n 27 

'der Iichtblick' ist die erste unabhängige und unzensierte Gefangenen-Zeitschrift Deutschlands. 
Sie wird seit 1968 in der Justizvollzugsanstalt Berlin-Tegel herausgegeben. 

Die Zeitschrift erscheint einmal monatlich im Selbstverlag und ist im Zeitschriftenhandel nicht er­
hältlich. Die Papier- und Materialkosten trägt der Haushalt der Stadt Berlin. Alles andere, wie z. B. 
Schreibmaschinen, Bürobedarf etc. muß aus Spendenmitteln finanziert werden. 

Spenden können durch Obersendung von Briefmarken. die an die Redaktion adressierten Briefen 
beigelegt werden, oder durch Einzahlung auf unser für diese Zwecke eingerichtetes Spenden­
konto erfolgen. 

Eine aus s c h I i e ß I ich aus Insassen der JVA Tegel ·bestehende Redaktionsgemeinschaft 
redigiert und erstellt die Zeitschrift, wobei sie hinsichtlich der inhaltlichen und thematischen 
Gestaltung völl ig unabhängig ist. Eine Zensur findet nicht statt. 

Die Aufgabenschwerpunkte des 'Iichtblick' liegen in dem Bemühen, einerseits die Öffentlichkeit 
mit den vielfältigen Problemen des Strafvollzugs zu konfrontieren, andererseits aber auch durch 
konstruktive Kritik an der Beseitigung vermeidbarer Mißstände mitzuwirken. 

Soweit nicht anders ersichtlich, stammen namentlich voll gezeichnete Beiträge von anstalts­
fremden Personen. Nichtredaktionelle Beiträge entsprechen nicht unbedingt der Meinung der 
Redaktion. Für unverlangt eingesandte Manuskripte kann keine Haftung Obernammen werden. 
Alle Artikel sind urheberrechtlich geschützt. Auszüge oder komplette Abdrucke dürfen nur mit 
Genehmigung der Redaktion erfolgen. 

SPENDEN-KONTO 
Berliner Bank AG (BankJtz.: 100 200 00) 

31/00/132/703 
Postscheckkonto der Berliner Bank AG 
Nr. 220 00-102 Berlin-West, zur Gutschrift 
Sonderkonto ,Iichtblick' 31 00 132 703 



der 
licht Iiek 

HEFT NUI~1MER 4 IM 9, JAHR APRIL 1977 AUFLAGE 3.000 

IN OIESEM HEFT LESEN SIE: 

BERICHT - MEINUNG 

Kommentar des Monats 

Von "Strafe" ist hier 
keine Rede 

Parteien zum Strafvollzug 
- Interview -

DDR und Kriminalität 

Leserforum 

INFORMATION 

Laut §§ 

'aufgespießt' 

Pressemeldungen 

Ku(h)rioses Querbeet 

Aus dem Abgeordnetenhaus 

Notiert und mitgeteilt 

TEGEL - INTERN 

Schweinefraß für Häftlinge 

Ein faules Osterei 

Badefreude 

"Mietwucher?" 

Fangschuß 

Anstaltsbeiräte 

In letzter Min ute 

2 

4 

9 

13 

17 

21 

22 

24 

26 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

33 

35 

36 

IN EIGENER SACHE 

t Pü.nk.t.Uc.h zum Vt-

t. ~~ _1~. ,.J ~.te.n ApJLd ü.bVt.-
1'., .."",.-r tte.<..c.hen w.Vt 1 hne.n 

cüe neue A~gabe. du '1 ichtbl ick'. Sie V.,;t 
W-<.e.deJtwn g e 6 ütU mä .<.n.tettu ~ arr..te.n In 6 o lUna­
tione.n au..6 dem Le.be.Mbettuc.h von Me.Mc.he.n, 
cüe häuMg 6ii1t tange. Zell cüe Ftte.<..heU err.:t­
behllen mii.Me.n - abeJt auc.h deJteJt, cüe. in deJt 
FJLeJ..heU au6 veJt.Oc.h.<.e.de.ne.Wwe. mä uM und 
dem Stlla6voUzug duJLc.h Bettuo odVt Arr..te.il.nah­
me. vVt.bunde.n .t>.&td; .t>eJ.. u wohlguonne.n, mä 
Vo.IU.LILteile.n und Ske.p~V., odett auc.h abte.hne.nd. 

Nehmen Sie. .o-<.c.h cüe. ZeU, au6me.Jtk.oam zu te.­
~e.n, WM w.<.tt 6iittS-<.e zu.oamme.nge.tJtage.n haben. 
W.<.tt haben wt6 bemüht, Sie. .oo.~t.g6ii..U{,g ü.beJt 
cüe vie1.6CLUA..ge.n PJtobleme. zu urr..te.JtJt,{_c.hten, 
mä denen W-<.Jt o6t ü.be.JL Jahlte. h.<.nai.L-.6 zu tun 
haben . Viele. Sc.hW-<.e!Ugke.de.n mii.Me.n W-<.Jt bu 
cüu eJt o 6.tmal.6 undankballen Altbeil ü.beJ!.W-i.n­
den, n.<.c.h.t zul.e..tzt H.&ldeJtn-i.J.,6e. , cüe. wt6 .<.m­
meJt W-<.edett von denen .&t den Weg gelegt wVt.­
de.rr., denen W-<.Jt e..&t "VoJtrr. .<.m Auge." .o.<.rr.d und 
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FJton.ten, hie. Mitge.6angene. - da VoUzug.t>be.­
cüe.M.tete., V.,;t n.<.c.h.t gVtade. eben. Ven wen 
-t>.<.rr.d W-<.Jt zu .t>an6t, de.n ande.JLe.n zu he.6tig. 
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Blic.kw.&tkel ~-t>-<.eh.t. 
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Kommenta 

Seit dem 1.1.1975 sind bei den 
Landgerichten sog. "Strafvoll­
stn~ck.ungskamrnern" e ingerich­
tet . Für Strafgefangene ist es 
ihre wichtigste Aufgabe zu ent­
scheiden, ob es "verantwortet 
werden kann zu erproben, ob der 
Verurteil t e außerhalb des Straf­
vollzugs keine Straftaten mehr 
begehen wird " , d. h. die Straf­
vollstr eckungskarnrnern entschei­
den in erster Instanz über eine 
Strafaussetzung zur Bewährung, 
nachdem der Verurteilte 1/2 oder 
2/3 seiner Strafe verbüßt hat 
(§57 StGB). 

Der Gesetzgeber hat sich etwas 
dabei gedacht , als er die Straf­
vollstreckungskarnrnern einrich­
tete . Sie sollen dem Zweck die­
nen , im Interesse der Einheit­
lichkei t des auf Resozialisie­
rung des Täters nach seiner Ver­
urteilung gerichteten Handelns 
alle im Strafvollzug sowie im 
Anschluß daran zu treffenden 
richterlichen Entscheidungen in 
der Hand einer von den erkennen­
den Gerichten (also die, welche 
die Verurtei lungen ausgesprochen 
haben) getr ennten Spezialkammer 
zu koordinieren. 

Wie auch in das Strafvollzugsge­
setz, wurden in die Strafvoll­
streckungskarnrnern Erwartungen 
und Hoffnungen auf eine humanere 
Pr axi s in der Frage der Straf­
aussetzung zur Bewährung ge­
kn üpft. Zumi ndest die für die 
Insass en der Berliner Strafan­
stal ten zuständige Vollstrek-

kungskarnrne~ hat diese Hoffnungen 
mit juristischen Rundumschlägen, 
wie sie keine Dampframme besser 
austeilen kann, zerschmettert~ 

Seit Einführung der Strafvoll­
streckungskarnrner hat sich in der 
Strafanstalt Tegel die Erfolgs­
quote bei Anträgen auf bedingte 
Entlassung auf mehr als die Hälf­
te v e r s c h 1 e c h t e r t. 

Das ist ja wohl nicht im Sinne 
des Gesetzgebers. Dabei ist die 
Verfahrensweise. der Kammer bei 
der Anhörung des Antragstellers 
mehr als fragwürdig und läßt die 
Schlußfolgerung zu, daß die 
Strafvollstreckungskammer die 
Absicht hat, die Gewichte von 
Schuld und Sühne nach ihrem Gut­
dünken zurechtzurücken. Denn wie 
sonst ist es zu erklären, daß 
die Antragsteller gefragt wer­
den, "welche Gewährleistung sie 
denn bieten können, in Zukunft 
ein straffreies Leben zu führen"? 
Warum sonst wird auf ihrem Vor­
leben herumgehackt und immer von 
einer zu stellenden Prognose ge­
faselt, mit Hilfe derer man ver­
antworten will, "zu erproben, 
ob er künftig ein straffreies Le­
ben führen wird", obwohl solche 
Prognose gar nicht erst gestellt 
wird? Mit aller Spitzfindigkeit 
versucht die Strafvollstrek­
kungskammer zu vereiteln, daß 
ein Strafgefangener bedingt ent­
lassen wird, anstatt zu versu­
chen, konkrete Umstände zu be­
rücksichtigen, die für eine 
Strafaussetzung sprechen. Der 
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durch das Strafvollzugsgesetz 
beabsi chtigten Resozialisierung 
ist d urch eine Strafaussetzung 
in den me is ten Fällen mehr ge­
dient als durch weitere Inhaf­
tierung. 

Was hat e s eigentlich für einen 
Sinn, daß d ie Anklagebehörde 
eine Stellungnahme abzugeben 
hat, ob sie mit einer bedingten 
Entlassung einverstanden ist? 
Der die Sache bearbeit ende 
Staatsanwalt blättert ein wenig 
in der Gerichtsakte des Betref­
fenden und stellt dann im all­
gemeinen fest, daßeine bedingte 
Entlassung nicht verantwortet 
werden kann, obwohl er den An­
tragsteller n~e gesehen hat und 
somit auch gar n ich t wissen 
kann, ob und wie wei t er sich 
zum Positiven verändert hat. 
Und wenn dann wider Erwarten 
doch einmal von der Strafvoll­
streckungskammer eine Strafe 
zur Bewährung ausgesetzt wird, 
kann die Staatsanwaltschaft 
dagegen Beschwerde einlegen, und 
die hat aufschiebende Wirkung. 

Daß im Berliner Vollstreckungs­
vollzug eine restriktive Politik 
betrieben wird, was den sog. 
"Drittel-Erlaß" betrifft - eine 
Sache der Strafvo lls t reckungs­
kammer also -, hat auch schon 
Justizsenator Baumann festge­
stellt. Aber die Erfahrung zeigt, 
daß vom "Feststellen" bis zum 
"Abstellen" eine tiefe Kluft 
überbrückt werden muß. 

Die z. Z. angewandte Praxis der 
Berliner Strafvollstreckungs­
kammer erhärtet den Eindruck, 
daß diese Institution als Alibi­
funktion dient, um der öffent­
lichkei t "liberalen Sand 11 in die 
Augen zu streuen. 

In einem Aufsatz über "Das Ver­
fahren der Strafvollstreckungs­
kammern" führt Dr. Wal ter Trep­
tow, Richter am Landgericht in 
Bochum1 aus, daß trotz rechtli­
cher und praktischer Schwierig­
keiten den Gerichten jetzt ein 
wirkungsvolleres "kriminalpoli­
tisches Instrument zur inhaltli-

ehe~ Ausg~~taltung der Frei­
heitsstrafe" im Interesse einer 
(Re-) Sozialisierung des Verur­
teilten in die Hand gegeben wor­
den ist . Weiter schreibt Dr. 
Treptow: "Möge die Einrichtung 
von Spezialkammern zudem bewir­
ken, daß bei der Entscheidung 
auch kriminologische Erkenntnis­
se, insbesondere der Prognosen­
f o rschung, künftig häufiger Be­
rücksichtigung finden, als das 
wohl bisher der Fall war." 

Ein Interesse an der (Re-)Sozi­
alisierung der Straftäter 
scheint zumindest die Berliner 
Strafvollstreckungskammer nicht 
zu haben. Dafür spricht die 
große Anzahl abgelehnter Anträ­
ge. Was also soll dieses ganze 
Gerede über Wiedereingliederung 
von Straftätern, wenn den mei­
sten von ihnen die Möglichkeit 
der Bewährung versagt wird? 

Es widerspricht dem Resoziali­
sierungsgedanken, wenn die be­
dingte Entlassung ausschließlich 
vom "Vorleben", d.h. den Vor­
strafen des Verurteilten abhän­
gig gemacht wird. Viele Inhaf­
tierte sind willens1 einen Schluß­
strich unter ihre Vergangenheit 
zu ziehen, aber die Strafvoll ­
streckungskammer schiebt dem in 
vielen Fällen einen Riegel vor, 
indem sie Strafaussetzung zur 
Bewährung mit der Begründung ab­
lehnt, daß aufgrund des Vorle ­
bens des Verurteilten nicht zu 
erwarten ist, daß er zukünftig 
straffrei bleiben wird . 

Solche Begründung grenzt an 
Schizophrenie. Denn jeder Straf­
täter hat ein "Vorleben" und ei­
ne "schlimme" Vergangenheit . Es 
sollte aber nicht Aufgabe der 
Strafvollstreckungskammer sein, 
dieses "Vorleben" dem Verur­
teilten als Hemmschuh für eine 
bedingte Entlassung vorzuschie­
ben. Vielmehr sollte sie prüfen, 
ob ihm die Verurteilung "eine 
Lehre" gewesen ist und ob er 
bereit ist, die Konsequenz daraus 
zu ziehen. Tut sie das nicht, 
hat sie ihren Sinn und Zweck ver­
fehlt. - ge -
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Das Dänische Strafgesetz von 1930 wurde als ein Fortschritt begrüßt. 
Es war Ausdruck der Uberzeugung, mankönne Gesetzesübertreter durch 
Behandlung in Anstalten in brave Bürger verwandeln, die richtige 
Diagnose und Therapie vorausgesetzt. Bei geeigneter Behandlung, so 
glaubte man, würde die unzureichende soziale Anpassung behoben und 
der Sünder geeignet sein, in die Gesellschaft zurückzukehren. 

Gesetzesübertreter werden in Dänemark zu Freibei tsstrafen von be­
grenzter Dauer verurteilt, wie es dem Rechtsgefühl der Gesellschaft 
dieses Landes entspricht. Wie aber soll diese Zeit genutzt werden 
und was soll sie beinhalten? 

Im neuesten dänischen Gefängnis, dem ersten in Europa, in dem männ­
liche und weibliche Insassen nicht getrennt sind, versucht man die 
Zeit der Inhaftierung zu einer Ubung in persönlicher Verantwortung 
zu machen. Das Nichttrennen der Geschlechter ist nur ein Aspekt die­
ses Versuchs. 

Vibeke Jensen, 22,wirft einen letzten 
prüfenden Blick in den Spiegel, schaut 
auf die Uhr - sie zeigt 7,15 Uhr -
schnappt sieh ihr vorher zurechtgemach­
tes Butterbrotpaket, verschließt ihr 
Zimmer, klopft be im Nachbarn an und 
fragt: 11 Peter, bi st du fertig? 11 Minu­
ten später sind Peter ~1adsen und Vibeke 
gemeinsam unterwegs zu ihrem Arbeits­
platz, einer modernen Möbelfabrik. 

Ein an sich nichtssagender, alltägli­
cher Vorgang, wie er sich jeden Werk­
tag um diese Zeit in hunderttausenden 
dänischen Haushalten und Wohnungen 
abspielt. Und doch eine Besonderheit: 
Vibeke und P~ter sind Strafgefangene, 
zwei von 90 Insassen einer gut bewach­
ten, geschlossenen Strafanstalt. 

In Ringe, einer Kleinstadt mit 4000 
Einwohnern, auf der größten Insel des 
Landes, Fünen, nicht weit entfernt von 
Odense, der Geburtsstadt des Märchen­
dichters HansChri sti an Andersen, wurde 
das erste seit 1913 in Dänemark gebau­
te Gefängnis im Januar 1975 eröffnet. 
Gegen Ausbruch gut gesichert, will es 
dennoch den Insassen ihr Verantwor-

tungsgefüh 1 wiedergeben und sie gee i g­
net machen, nach der Ent 1 assung in die 
Gesellschaft "draußen'' zurückzufinden . 

Zumindest die Methoden, mit denen man 
dieses Ziel erreichen will, klingen, 
jedenfalls in den Ohren deutscher Ken­
ner der Materie , wie eine Erzählung aus 
H.C.Andersens Märchenbüchern . 

MOTIVIEREN STATT VERWAHREN 

"Eingesperrtsein machtnämlich die Men­
schen im a 11 gemeinen nur sch 1 echter . 
Eine Gruppe Gesetzesübertreter an einem 
Ort versamme 1 n kann weder fürsie noch 
für sonst jemanden von Nutzen sei n11

, 

erklärt Erik Andersen, der Leiter der 
Strafanstalt. "Unsere einzige Hoffnung 
liegt darin, ihnen möglichst die Ver­
antwortung für ihre eigenen Ange 1 egen­
heiten zu überlassen. Wirkönnen ihnen 
auch ein Gefüh 1 des Respekts vor dem 
eigenen Leben geben und zumindest ei ­
nen Teil ihrer Bitterkeit beheben." 

Alles in diesem Gefängnis ist dafü r 
eingerichtet, daß die Insassen- ihre 
Probleme selbst bewältigen. Für Essen 
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wird nicht gesorgt. Statt dessen er­
halten die Insassen Geld , um Lebens­
mitte 1 im Gefängnis-Supermarkt zu kau­
fen. Küchen stehen zur Verfügung. Es 
gibt auch keine Wäscherei - die Insas­
sen müssen ihre Kleider selbst waschen, 
selbst aufräumen und die Anstalt sau­
ber halten . 

Bemerkenswert ist, zumal in einem Wohl­
fahrtsstaat , daß keine Fürsorger zur 
Stel le sind, wohl aber auf Wunsch von 
den zuständigen Gemeindebehörden an­
gefordert werden können. 

weibliche Insassen können ihre Klein­
kinder bei sich haben. 

Diese Freiheiten - außerhalb des Ge­
fängni?ses normal, aber im Gefängnis­
system noch nie dagewesen - sind nicht 
kostenlos. Der Insasse, der sein Geld 
im Supermarkt nur für Zigaretten oder 
anderen Firlefanz anlegt, muß eben bis 
zum nächsten Zahltag hungern - oder 
sich durchpumpen. Und eine inhaftierte 
Frau, die schwanger wird, kann mit kei­
nen anderen Konzessionen a 1 s reinen 
Gesundheitsrücksichten rechnen, denn 
schwangerschaftsverhütende Mitte 1 sind 
auf Anforderung erhältlich. 

Das wohl in seiner Art einzigartige 
Gefängnis in Europa kennt keine Tren­
nung von männlichen undweiblichen In­
sassen. Dies ist jedoch nur ein Aspekt 
des Versuchs, denzwangsweisen Gefäng­
nisaufenthalt zu einer Obung in per­
sönlicher Verantwortung zu machen. 

Dazu Hans.Henrik Brydensholt, oberster 
Lei ter der däni sehen Gefängnisbehörde: 
11 Wenn die Gesellschaft genötigt ist, 
Strafen für kriminelle Handlungen zu 
verhängen, sollte sie auch zumindest 
einen verspäteten Versuch unternehmen, 
den Gesetzesübertretern zu he 1 fen, da-

mitsienachher in Frieden mit der Ge­
sellschaft leben können. Schon aus 
reinem Gerechtigkeitsgefühl soll die 
Gefängniszeit dazu verwendet werden, 
den Insassen die Möglichkeit zur Er­
werbung von Fähigkeiten zu bieten, die 
ihnßn gestatten, nach ihrer Entlassung 
alsnormale Mitgli eder der Gesellschaft 
zu leben und aufzutreten. Nicht zu-
1 etzt ist das im Interesse der Gesell­
schaft selbst ... 

Hf GEFÄNGNIS WOHNEN 

Voraussetzung zur Durchführung dieser 
Gedanken des obersten däni sehen Gefäng­
nischefs sind entsprechende bauliche 
Gegebenheiten. Das eigentliche An­
sta ltsarea 1 der Strafansta 1 tRi nge um­
faßt ca. 10.000 Quadratmeter. Der Wohn..: 
teil - von 11 Zellenblock 11 ist hier na­
türlich keine Rede mehr- besteht aus 
6 Trakten. Fünf davon h~ben Platz für 
16. Insassen, während der letzte Trakt 
neben 10 Plätzen noch vier Kranken­
zimmer und eine Isolierzelle enthält. 

Je~r Insass~ hat seinen eigenen, 
8 Quadratmeter großen Raum, möbliert 
mit dem Standartinventar der däni sehen 
Gefängnisse: Bettmit Bettkasten, Tisch 
und Stüh 1 e, 2 Schränke und ein Bücher­
regal. Die Fenster sind ohne Gitter 
und nichts sieht nach Gefängnis aus, 
vielleicht ausgenommen die zwei Sch l ös­
ser an der furnierten Tür - das eine 
als 11 normales 11 Zellenschloß, das an­
dere, damit der Insasse den Schlüssel 
umdrehen kann, wenn er allein sein 
wi 11. 

Jeder Trakt verfügt über einen Bade­
raum, Toiletten etc. und eine gut ein­
gerichtete Küche. Ferner ·gibt es einen 
Speiseraum und einige Aufenthaltsräu­
me, unter anderem mit Fernsehen. 

Die Wohntrakte sind zusammengebaut wie 
die Zähne eines Kamms, mit einem ge­
meinsamen Gangberei eh, der durch Wach­
stuben aus Glas von den einzelnen Trak­
ten getrennt ist . Aufder anderen Sei­
te des Ganges sind auf zwei Etagen Räu­
me ausgebaut , die al.len Insassen zum 
gemeinsamen Gebrauch dienen: Schul räu­
me, Arzt- und Zahnarztpraxis, Biblio­
thek, Bastelräume, r~agazin und eine 
kleinere Montagewerkstatt, wo etwa 
15 Insassen mit Montagearbeiten be­
schäftigt werden. 
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Darüber hinaus verfügt die Anstalt über 
9 behaglich eingerichtete Besuchszim­
mer sowie 6 weitere Isolierzellen. 
Endlieh gibt es außer den Büros der 
Administration eine kleine Kirche und 
einen Vortragssaal , wo auch Unterhal­
tungsfilme vorgeführt werden, undeine 
Kantine für das Personal. 

Eine Sporthalle ist vorhanden und ein­
gerichtet für Tennis, Badminton, Korb­
ball, Handball und Fußball. Die Insas­
sen machen jeden Abend regen Gebrauch 
davon. Auch die Sportklubs der Stadt 
Ringe dürfen darin trainieren. Einzi­
ge Bedingung: den Insassen muß es er­
möglicht werden, an den Spielen teil­
zunehmen! 

VöLLIG NEUE ASPEKTE 

Die Anstalt verfügt über vier verschie­
dene Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Insassen: eine Möbelfabrik für 40-50 
Beschäftigte, eine kleinere Montage­
werkstatt für fünfzehn, ein Reinigungs­
team mit 7 Insassen und eine Werkstatt 
mit 3 Betriebsmalern. 

Zur Planung des Beschäftigungsablaufs 
und zur Ausarbeitung eines besseren 
Entlohnungssystems- wurde der schwe­
disch-amerikanische Ingenieur Grant C. 
Clapper angestellt, derschon ähnliche 
Aufgaben in Schweden gelöst hat. 

Moderne Architektur prägt das Gesicht 
der Anstalt. 

Am Arbeitsplatz sind die Insassen in 
Arbeitsgruppen eingeteilt. Gearbeitet 
und auch verdient wird im Gruppenak­
kord. Dadurch fühlt sieh jeder ei nze 1-
ne der Gruppe gegenüber verpflichtet, 
ein respektables Arbeitspensum einzu­
halten. Durch dieses System verdienen 
die Insassen bis zu 300 Kronen in der 
Woche, die sie zur freien Verfügung 

haben. Zuzügl i eh erha 1 ten sie 17 Kronen 
VerpflegungsgeldamTag (1,00 dk = ca. 
0,40 DM, Anm.d.Red. ). 

In der anstaltseigenen Möbelfabrik 
finden bis zu 50 Insassen Arbeit. 

Es gibt mehr der Neuerungen. Da die 
Bediensteten in ihrem Beruf fast alle 
neu sind, haben sie keine vorgefaßte 
Meinung über die Beschaffenheit eines 
11 normalen 11 Gefängnisses . Im Äußeren 
sind sie von den Insassen nicht zu un­
terscheiden. Weder für Insassen noch 
für Bedienstete besteht ein Uniform­
zwang, und bei de Gruppen tragen im a 11 -
gemeinen die heutige dänische 11 Natio­
na 1 tracht11

: ein Hemd und 11 81 ue Jeans 11
• 

Wirtschaftlich beruht der Anstaltsbe­
trieb auf einem kleinen Computer, der 
Auskünfte über das vorprogrammierte 
Budget ausspuckt und die Gesamtkosten 
jeder einzelnen Aktivitätsphase be­
rechnet. 

Entweichungen aus diesem so freien Ge­
fängnis sind schwierig, da ein Mikro­
wellensystem das ganze Gelände sowie 
die Dächer der Gebäude und die 5 Meter 
hohe Ringmauer überwacht. Ein Signal 
ertönt, soba 1 d die Mi krowe 11 en durch 
etwas größeresals eine Katze unterbro­
chen werden. A 11 e s tra tegi sehen Punkte 
in den Gebäuden und im Freien sind 
außerdem im zentralen Sicherheitsbüro 
durch ein internes TV-Netz sichtbar. 
Durch dies es Büro können auch a 11 e To­
re durch Tastendruck geöffnet oder ge­
schlossen werden. 

GEFÄNGNISROMANTIK 

Das Zusammen 1 eben von männ 1 i chen und 
weiblichen Insassen ist als Mittel ge­
dacht, das Leben im Gefängnis so nor­
mal wie möglich zu gestalten. Verhält-
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nisse zwischen den Insassen sind nicht 
verboten, werden aber auch nichtdirekt 
gefördert. Hi ngegen so 11 durch wei tge­
hende Vorsichtsmaßnahmen verhindert 
werden, daß männliche Insassen sich 
_en Frauen gegen ihren Wi 11 en aufdrän­
gen. 

Die z.Z. elf Frauen in Ringe teilen 
zwei der Trakte mit der ungefähr glei­
chen Anzahl Männer, die vier anderen 
Trakte sind ausschließlich maskulin 
besetzt. Davon abgesehen, werden die 
Geschlechter gleich behandelt. 

Von der llberwachungszentrale werden 
alle Sicherheitsanlagen gesteuert. 

Romanti sehe Gefüh 1 e erb 1 ühen auch in 
Ringe, besonders wenn die Insassen 
zwischen 17 und 25 Jahre alt sind. 
Anstaltsleiter Andersen mußte bereits 
einem Pärchen mittei 1 en, daß er ihr 
Heiratsgesuch nicht bewilligen würde. 

11 DerjungeMann solJte in zwei Monaten 
entlassen werden. Ich schlug vor, bis 
dahiA zu warten und dann wieder anzu­
suchen , wenn er dann immer noch hei­
raten wolle. Und ich erklärte den bei­
den auch, daß sie auch als Eheleute 
nicht in der gleichen 11 Ze ll e 11 zusammen 
wohnen dürften. Der Mann, aus einem 
der ausschließlich von Männern bewohn­
ten Trakte, würde nicht einmal in den 
gemischten mit Mädchen umzi eh~n dür­
fen.11 

'Manche Insassen ersuchen gelegentlich 
Jm Versetzung in einen gemischten 
Trakt 11 , sagt Erik Andersen, 11 aber das 
chlagen wir immer ab. Die leere 11 Zel­

le11 wird imrAer dem .nächsten Neuankörnm­
I i ng gegeben . 11 

BANKFILIALE IM 11 KNAST 11 

Das Gefängnis hat 90 Insassen und einen 
Personalbestand von 68 Bediensteten, 
davon 9 weiblichen Geschlechts. 37 von 
ihnen waren ohne Erfahrung in der Ge­
fängni sarbei t. A 11 e machten einen drei­
monatigen Spezialkurs durch, der sie 
befähigen sollte, alsAufsieht und als 
Instrukteur tätig zu sein. Dadurch 
sollte dieübliche Unterscheidung zwi­
sehen Wärtern und anderem Persona 1 
wegfallen. 

Die mit der Positiqn des Gefängnisdi­
rektors verbundene Aura des 11 Götter­
gleichen11 wird von Direktor Andersen 
bewußt vermieden. Entscheidungen wer­
den nach Möglichkeit delegiert . Oie 
11 Aufseher'', die gar nicht so heißen, 
sind in 6 Gruppen einge

1
teilt für je 

einen der sechs Trakte und planen die 
Arbeitsverteilung innerhalb der eige­
nen Gruppe. 

Die Insassen arbeiten eine normale 40 
Stunden Woche, von 7,3o Uhr bis 16,oo 
Uhr. Wie in Dänemark üblich, wird ein 
Lunch-Paketmitgenommen und erst abends 
Mittag gegessen. Die Löhne werden zu­
sammen mit der Pauschale für die Ver­
pflegung einmal in der Woche durch eine 
Gefängnisfilial e einer in Ringe ansäs­
sigen Bank ausgezahlt, so daß die Ver­
waltung dieser Mühe enthoben ist. Der 
Supermarkt neben der BanK ist eben­
falls eine Filiale einer Supermarkt­
Kette. Die Preise sind die gleichen 
wie draußen, die Auswahl ist gleich 
groß. 

Der Supermarkt bietet große Auswahl 
?U gleichen Preisen wie "draußen". 

Die im Supermarkt gekauften Lebensmi t­
tel werden von den Insassen selbst in 
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der zu jedem Trakt gehörenden Küche 
zubereitet. DieAnwesenheit von Frauen 
hat es den Männern bisher noch nicht 
erspart, ihre Mahlzeiten selbst zu 
kochen. Aberdas Gefängnis war nur we­
nige Tage alt, als schon die ersten 
"Kochgruppen" auftauchten: Gruppenvon 
sechs bis acht Insassen, die zwecks Ver­
einfachung des Hausha l tens zusanmenar­
beiten. Das Einkaufen- jeden Tag ab 
16 ,oo Uhr, außer an Wochenenden -, das 
Kochen selbst und das Abwaschen wird 
in der Gruppe turnusmäßig verteilt, es 
sei denn, ein Gruppenmitglied ver­
pflichtet sich, gegen Bezahlung für 
andere zu kochen. Für die beiden der­
zeit einsitzenden Berufsköche eine gu­
te Nebeneinnahme. 

Jede Abteilung verfügt über eine gut 
eingerichtete Küche. 

Zur Betätigung in der Freizeit bietet 
die Anstalt viele Möglichkeiten. Je­
der Trakt hat bequem eingerichtete 
Aufenthaltsräume und einen extra Raum 
zum Farbfernsehen des dän i sehen und 
der zwei deutschen Programme. Im Kel­
ler gibt es Hobbywerkstätten. Bücher 
sind durch de~ örtlichen Bibliotheks­
dienst erhältlich, und außerdem wird 
die Anstalt jede Woche einmal von ei­
nem Bücherbus der kommunalen Bibl io­
thek besucht. 

Zum ~lochenende können die Insassen Be­
such empfangen. Dazu sind speziell 
neun Besuchszimmer eingerichtet, d.h. 
jeder besuchte Insasse ist mit seinen 
Gästen allein. Wenn es ihm beliebt, 
kann er die Tür von innen verschl ie­
ßen. Gleichfalls steht die Möglich­
keit offen, daß Insassen Wochenendaus­
gang erhalten, um ihre Familien oder 
Freunde 11 draußen" zu besuchen. 

Die Beat-Gruppe ist nur ein Teil des 
reichhaltigen Freizeitangebots. 

EPILOG 

Man könnte viel mehr über Ringe schrei­
ben. Absicht dieses Berichtes ist es, 
einen nichtallzu oberflächlichen Ein­
druck über dieses tn seiner Art ein­
ma 1 i ge Gefängnis zu geben. Eine de­
taillierte Abhandlung findet der in­
teressierte Fachmann in Erik Andersens 
Bericht in 11 Kriminalforsorgens Ärs­
beretning 1975", dem offiziellen Jah­
resbericht der dänischen Gefängnis­
verwa 1 tung. 

Mit der Einrichtung des Staatsgefäng­
nisses in Ringe hat man sich ei ne 
Aufgabe gestellt, deren Ziel es .ist, 
den Insassen ein Gefühl der eigenen 
Verantwortung zu geben. Demzufo 1 ge 
ist es auch erwünscht, dieses Experi­
ment a 1 s ein so 1 ches zu betrachten. 
Aber nicht nur Erik Andersen ist der 
Auffassung, daß dieses Experiment 
glücken wird. 

Eines aber scheint schon jetzt gewiß : 
Oie Insassen werden nach ihrem Straf­
ende dieses Gefängnis ohne Haß und 
Bitterkeit wieder verlassen. "Und da­
mit", sagt Erik Andersen , 11 ist schon 
sehr viel gewonnen." - ge-

(Quellen: "Dänische Rundschau", eine 
Publikation des Dänischen Aussenmini­
steriums; "Kriminalforsorgens Ärsbe­
retning 1975"; "Aktuelt ", überregiona­
le dänische Tageszeitung; "Faengsels­
funktionaeren", Mitteilungsblatt für 
dänische Vollzugsbedienstete; REBSTI­
GEN, dänische Gefangenen-Zeitung. ) 
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Nach einiger Vorarbeit hatten wir es geschafft: Am 2. März 1977 trafen sich zwei 
Mitglieder unserer Redaktionsgemeinschaft mit Vertretern der drei im Berliner 
Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien SPD, F.D.P. und CDU. Zu dem etwa einstün­
digen Gespräch mit dem 'lichtblick ' waren diejustizpolitischen Sprecher der dre i 
Fraktionen des Berliner Abgeordnetenhauses - Horst Lange ( SPD), Ul ri eh Ro 1 off 
(F.D.P.) und Hubert Rösler (CDU) - erschienen, um sich den kritischen Fragen 
unserer beiden Mitarbeiter zu stellen. 

1 i.: Am 1. Januar 1977 ist das neue Strafvollzugsgesetz in Kraft getreten, an 
dessen Zustandekommen alle drei im Bundestag vertretenen Parteien beteiligt 

waren. Dieses Gesetz hat bei einem aufgeschlossenen Teil unserer Bevölkerung und 
vornehmlich bei den Insassen der St:rafanstal ten viele Erwartungen und Hoffnungen 
geweckt, die leider zum weitaus größten Teil arg enttäuscht wurden. Die Praxis 
erfüllt in keiner Weise die Hoffnungen, die an die mehr als 200 Paragraphen des 
neuen Gesetzes geknüpft wurden, vondem wichtige Bestandteile übrigens erst 1980 
bzw. 1985 in Kraft treten werden. Als Begründung oder Entschuldigung für die 
bestürzende Tatsache, daß im Grunde alles beimalten geblieben ist, werden fehlen ­
de finanzielle Mittel angeführt. Weshalb ist jedoch für "alles mögliche" Geld 
vorhanden und wird auch ausgegeben, nur nicht für die längst überfälligen Refor­
men des Strafvollzuges und für die völlig überalterten Strafanstalten? Warum bil ­
det der Strafvollzug bei der Vergabe von Mitteln und im Etat immer das Schluß­
licht? 

CDU: Dieses Strafvollzugsgesetz war längst überfällig. Die von Ihnen angesproche-
nen Schwi eri gkei ten hängen mit der a 11 gemeinen angespannten Hirtschaftslage 

zusammen. Mit ihnen muß das Gesetz leben. Aberwir sollten uns davor hüten, alles 
nur unter dem finanziellen Gesichtspunkt zu sehen. Vieles ist eine Frage der Or­
ganisation und nicht so sehr der Finanzen. Deshalb sollte man die finanzielle 
Seite, die vor allem in der Personalfrage und bei der Arbeitsentlohnung eine 
Rolle spielt , nicht überbewerten. Sehr viel vom Geist und von der Absicht des 
Gesetzes 1 äßt sieh durchführen, ohne daß dafür ein Pfennig mehr ausgegeben werden 
muß , z.B. die Aufstellung des Vollzugsplanes für jeden Insassen . Das ist eine 
reine Frage der Organisation. Im Bereich der Finanzierung gibt es natürlich 
Schwierigkeiten . Aber das können Sie nicht einer Partei und schon gar nicht der 
Opposition anlasten . 

1 i.: DieArbeitsentlohnung nach Inkrafttreten des Gesetzesam 1 . 1 .1977 zeigt deut-
lich die Mängel und beweist, wie sehr Praxis und Wirklichkeit hinter den 

schönen Worten und auch dem Auftrag des Gesetzgebers hinterherhinken: Plötzlich 
verdienen arbeitende Insassen bedeutend weniger als vor dem 1 .1 . 77, obgleich sie 
gleiche Arbeit leisten. Dafür verantwortlich ist Finanzsenator Riebschläger von 
der SPD. 

SPD: Es ist richtig, daßder Finanzsenator in Erfüllung seines Auftrages nur das 
genehmigen wollte, was der Gesetzgeber ihm zur Pflicht gemacht hat. Darauf 

hat er a lso die BereitstellungderFinanzen beschränkt. DarinsinddieLeistungen, 
die wir gerne sehen möchten, nicht enthalten. Ich darf aber gleich dazu sagen, 
daß meine Fraktion gefordert hat, daßdie Umstellung auf die jetzige Arbeitsent-
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lohnung, die ja sowieso z.Z. minimal ist, für den einzelnen Insassen kei ne Ver­
schlechterung gegenüber der früheren Arbeitsbelohnung bringen darf . Wenn Sie also 
konkrete Beispiele für eine solche nachweisliche Verschlechterung bei glei cher 
Arbeitszei t und Arbeitsleistung haben, dann möchte ich das sehr schnell wis sen, 
und Sie können sicher sein, daß ich gemeinsam mit me1nen Kollegen im Strafvoll­
zugsunterausschuß und Justizausschuß mich bemühen werde, dem abzuhelfen. 

FDP: Das hat der Senator im übrigen auch zugesichert. 

SPD: Weil Sie von den Finanzen gesprochen haben: Im Grunde sind wir hier nicht 
die richtigen Gesprächspartner. Wir wissen, daß Sie Recht haben. Auch die 

Strafrechtsexperten und Strafrechtler in den Parteien waren dafür, daßmöglichst 
alles, was im Grundsatz im StVollzGgeregelt ist, sofort in Kraft tritt. Aber die 
Finanzminister der Länder und der Bundesfinanzminister haben das abgeblockt. Es 
kann immer nur soviel in die Tat umgesetzt werden, wie die Finanzexperten uns zu­
zugestehen bereit sind. 

Sie habenvorhindie Erwartungen deröffentlichkeitangesprochen. Siesollten hier 
keinem Trugschluß unterliegen. Eswäre ein Trugschluß zu glauben, daß die Allge­
meinheit mehr als am Rande von diesem Gesetz Kenntnis genommen hat, und wir tun 
unserem gemeinsamen Anliegen keinen Gefallen, wenn wir unterstellen, daß in der 
Öffentlichkeit großes Interesse daran vorhanden ist. DieErwartungen waren weit­
gehend nur bei den Betroffenen se lbst und einer kleinen interessierten öffentlich­
keit vorhanden. Wir, die Strafvoll zugsexperten , die caritativen Verbände, die 
Strafrechtler an den Universitäten und einige Anstaltsleitungen hatten sich mehr 
versprochen, mehr an Interesse und mehr an Realisierbarkeit. 

1 i.: was tun denn die Parteien, um dieses Interesse zu wecken? weshalb geschieht 
so wenig, die Bevölkerung auch durch die Parteien über den Strafvollzug und 

die wahre Situation eines Strafgefangenen aufzuklären und Bewußtseinsbildung zu 
betreiben sowie Vorurteile abzubauen? Ist Unpopularität dieses Themas bei den 
Wählern der Grund für die mangelnde Aktivität? 

FDP: Lassen Siemichunter zwei Gesichtspunktendarauf antworten : Einmal unter dem 
Aspekt der Öffentlichkeitsarbeit einer Partei, um das öffentliche Klima zu 

beeinflussen, zum anderen unter demGesichtspunktder notwendigen innerparteili ­
chen Arbeit, die der Öffentlichkeitsarbeit vorangehen muß. 

1. Man muß ganz realistisch sehen, daß der Strafvollzug kein Thema ist , das den 
nonnalen Wahlbürger vom Sessel reißt . In unserer politischen Landschaft überlegen 
sich die Parteien, bevorsie einThemaaufgreifen,welchenStellenwert dieses The­
ma in der Öffentlichkeit hat. Von daher messen manche Parteien oder Parte i poli­
tiker dem Strafvollzug als Thema sicherlich ni cht den Stellenwert unddie Bedeu­
tung zu, die er eigentlich haben müßte. 

2. Die F. D. P. hat erst einmal innerparteiliche Anstrengungen unternommen, um diese 
Situationklimamäßig zu verbessern. Wir haben einen auf Verbandsebene tätigen Fach­
ausschuß für Strafvollzug und Resozialisierung, der vor drei Jahren aus dem Ju­
stizausschuß herausgelöst worden ist, um die Wichtigkeit dieses Themas zu unter­
streichen. Es gibt Bezirksverbände, diesich ebenfal ls mit den Themen Strafvoll­
zug und Resozialisierung beschäftigen. 

1 i . : Was können die Parteien tun -und was tun sie konkret -, um der tendenziösen 
Berichterstattung über Straftäter und Strafvollzug durch einige bestimmte 

Presseorgane, die meist der CDU nahestehen, entgegenzuwirken? 

FDP: Was die Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung unter der Bevölkerung 
angeht, so ist das sicher auch eine Frage der Medien. Die Parteizeitungen 

können da nur beschränkt tätig werden. Was mir unerläßlich erscheint, ist, daß 
die Massenmedien sich dieser Themen und Probleme objektiver annehmen. Es gibt 
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Massenmedien, die das tun. Andere, z.B. die BILD-Zeitung mit einer sehr hohen 
Auflage, kann es nicht unterlassen, in ihrer Berichterstattung immer wieder die 
Sensationslust der Leser anzustacheln und zu befriedigen. Sieberichtet in einem 
unverantwortlichen Stil über diese Fragen. Es ist ein dorniger Weg, die öffent­
liche Meinung, das öffentliche Klima so zu beeinflussen, daß auch die Massen­
medien nicht umhin können, objektiver über den Strafvollzug zu berichten. Wir 
als politisch Verantwortliche sind da durchaus ernsthaft angesprochen. 

CDU: Ich glaube, daß es weithin noch nicht bekannt ist, auch hier in Tegel nicht, 
daß der Strafvollzug in den letzten fünf Jahren in den Parteien viel posi­

tiver behandelt wird als je zuvor. Bei allen Parteien hat eine Bewußtseinsbildung 
stattgefunden. Die Schwierigkeiten sind genannt worden. Was die Zeitungen schrei­
ben, darauf können undwollen wir keinen Einfluß nehmen. Und ich finde es falsch, 
wenn Sie behaupten, daß sämtliche Zeitungen des Verlagshauses Springer der CDU 
nahe ständen. 

1 i.: Zumindest gibt es einige, die der CDU sehr nahe stehen. Es ist z.B. sehr in-
teressant, die Debatte über die lebenslängliche Freiheitsstrafe in den Zei­

tungen zu verfolgen. Was h~erzu in der "WELT", in "BILD" und auch im "RHEINISCHEN 
MERKUR", der nicht zwn Springer-Konzern gehört, zu lesen war und als Äußerungen 
von CDU-Politikern wiedergegeben wurde, das w~derspricht völlig dem und ist das 
genaue Gegenteil dessen, was dieselbe Partei in den gleichen Pressemedien zu die­
sem Thema in der Zeit der GROSSEN KOALITION verlauten ließ. 

CDU: Es gibt immer Meinungen Einzelner und Meinungen von Parteien, die nicht immer 
deckungsgl e i eh sein müssen. Auchdie Auffassungen einzelner CSU-Abgeordneter 

im Bundestag sind nicht identisch mit denen der CDU. Ich denke da z.B. an Herrn 
Jäger ( CSU), der eine sehr ausgeprägte Meinung über die Todesstrafe hat, die übri­
gens im Volk sehr populär ist, deswegen aber noch nicht richtig sein muß und auch 
von mir nicht geteilt wird. Hinsichtlich der Frage der lebenslänglichen Strafe 
sind wir uns hier alle einig: Irgendwannsollte da einmal ein Ende sein; ob nach 
12, 15 oder 18 Jahren ist dann eine andere Oberlegung. 

FDP: Darf ich noch einmal zurückko11111en auf Ihre Frage nach der Verdeutlichung des 
Standpunktes der Parteien zumStrafvollzugund zum Strafvollzugsgesetz nach 

außen? Wir wollen den Inhaftierten in Tegel nicht nur zeigen, daß alle drei Par­
teien in gewissenFragen übereinstimnen, sondernwir wollenauchbestinvnte Nuancen 
und unterschiedliche Auffassungen deutlich machen. 

SPD: Es gibt natürlich Unterscheidungsmerkmale zwischen den Parteien, wenn es um 
den Strafvo 11 zug geht. Bei a 11 er Wertschätzung der Person meines Ko 11 egen 

Rösler (CDU) wird er nicht abstreiten können, daßdie 11 Law and Order 11 -Schreier in 
seiner Partei wesentlich reichhaltiger vertreten sind als bei den Sozialdemokra­
ten und Liberalen, was wohl aus deren anderer Grundhaltung heraus der Fall ist. 
Hinsichtlich Aufklärung und Werbung um Verständnis innerhalb der Parteien kann 
ich nur unterstreichen, wasmeine beiden Kollegen von F.D.P. und CDU bereits ge­
sagt haben. Auch aus meiner Partei sind eine Reihe von Gruppen im Strafvollzug 
tätig. Es könnten mehr sein, wennwir hier nicht z .Z. die Zulassungsbeschränkungen 
für neue Gruppenaktivitäten in derAnstalthätten. Esmuß ein Weg gefunden werden, 
der es interessierten Gruppen aus den caritativen Verbänden und Parteien ermög­
licht, ohne unnötige Erschwerung durch die Verwaltung Zugang zur Haftanstalt zu 
erhalten, ohne von vornherein abgeschreckt zu werden. Auch über unsere Parteitage 
auf Landesebene und Bundesebene versuchen wir, aufden Strafvollzug bezogene Öf­
fentlichkeitsarbeit zu leisten. An uns wichtig erscheinenden Themen darf ich hier 
nennen: Forcierung der Baumaßnahmen gerade in den BerlinerHaftanstalten, Behebung 
der Misere imHinblickauf die KücheundEssensausgabe in Tegel, Schuldenregulie­
rung und Freigängermaßnahmen. 

li.: Was tun die Parteien, umin der 6ffentlichkeit ein günstigeres Klima gegen­
über dem Straftäter und Haftentlassenen zu schaffen sowie Vorurteile in der 
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Gesellschaft abzubauen? Die Presse nimmt u .E. hierbei eine wichtige Funktion ein. 
Auch wenn Herr Rösler das in Abrede stellt: die Springer-Presse steht tatsächlich 
der CDU nahe, undausgerechnet diese Pressebetreibt z.T. einemassive Hetze gegen 
Straftäter und jegliche Reform des althergebrachten Strafvollzuges. 

SPD: Wir haben eine Pressefreiheit. Keine Partei kann der Presse vorschreiben, 
was sie schreiben soll. Aberes gibt natürlich Sympathiefelder. Diese Dinge 

zu erläutern, halte ich für überflüssig. Oft spielt bei einer bestimmten Presse 
Sensationslust und Sensationsgier eine größere Rolle als die sachliche Auseinan­
dersetzung mit den Problemen, mitdenen wir es hier zu tun haben. PositiveFakten 
und Nachrichten aus dem Strafvollzug machen keine Schlagzeilen, nur Mißerfolge 
machen Wirbel in der Presse. 

CDU: Ich halte es nicht für richtig, bestimmte Zeitungen hier anzusprechen. Wenn 
Sie jetzt speziell "BILD" und "BZ" ansprechen, so sage ich Ihnen aus meiner 

Sicht, das sind gar keine Zeitungen, sondern Reizmittel. Wenn Sie ernst zu nehmen­
de Blätter nehmen, so können Sie feststellen, daß gerade über das neue StVollzG 
sachlich berichtet wurde. Außerdem steckt auch in den Berichten von "BILD" und 
"BZ" wenigstens ein Körnchen Wahrheit, nur sind die Gewichte falsch verteilt, 
weil über positive Entwicklungen nicht berichtet wird. 

1 i.: Eine Teilwahrheit kann verheerender sein und unrichtiger als eine Unwahrheit! 

CDU: In Ihrem Fragenkatalog sprechen Sie den Staat als Arbeitgeber an. Als ich 
1971 als Abgeordneter ins Abgeordnetenhaus kam, war das meine erste Parla­

mentarische Anfrage. Daraufhinstand bei mir das Telefon nichtmehrstilL Leute, 
die sich als meine Wähler ausgaben, beschwerten sich bei mir, daß ich dafür plä­
dierte, auch Strafgefangene nach ihrer Entlassung bei den Behörden zu beschäfti­
gen. Heute würde sich soetwasnichtmehrwiederholen. Die CDU verlangt vom Staat 
genau dasselbe, wie von jedem anderen Arbeitgeber auch. 

FDP: Was mein Kollege Rösler sagt, ist imHinblickauf den Staat als Arbeitgeber 
sicher wichtig, zumal für die interne Arbeit der Parteien. Aber in Wahrheit 

sieht es doch so aus, daß der Staat a 1 s Arbeitgeber für entlassene Strafgefangene 
nicht sehr viel davon wissen will. Wenn man z.B. mit öffentlichen Bediensteten 
darüber spricht, erhält man sehr oft die Antwort: Nein, das wollen wir nicht; wo 
kommen wir da hin etc. Offiziell wird natürlich eine andere Sprache gesprochen. 
Aber an der Basis hört sich das ganz anders an. 

1 i.: Wie beurteilen Sie die Tatsache, daß die Politiker und auch der Justizsenator 
oftmals anscheinend ohnmächtig sind gegenüber dem Willen oder auch der Ver­

weigerung zur Mitarbeit bei den subalternen Bediensteten der Strafanstalt? 

FDP: Vom baulichen Problem einmal abgesehen, gibt es in Tegel ein Hauptproblem, 
und zwar im Gegensatz zu anderen deutschen Strafanstalten: Es gibt hier eine 

unheilvolle Frontstellung zwischenBediensteten und Insassen. Ichwill die Schuld­
frage nicht untersuchen. Das ist ein umfangreicher Komplex. Beide Seiten müssen 
sich bemühen, das abzubauen. Jl.beraus der tatsächlichen Verteilung der Machtstruk­
tur heraus halte ich es für notwendig, daß die Vollzugsbehörde mehr als bisher 
tun muß, um den Inhaftierten das Gefühl zu nehmen, sie seien in dem Augenblick, 
in dem sie hier hereinkommen . keine Menschen mehr, sondernnur noch eine Nummer. 
Daß die Freiheitsstrafe vollz Jgen werden muß, bestimmtdas Gesetz. Was aber dar­
über hinaus an atmosphärisch 11 Obeln vorhanden i~t, bestimmt das Gesetz nicht, 
und ich kenne Vollzugsanstal l ';n, in denen das Kl1rna nicht so schlecht ist, und 
ich frage mich, ob das in Teg(', nicht auch erreichbdr ist. Ein Beispiel dafür ist 
u.a. die Informationspolitik innerhalbder Anstalt, einanderes die Oberbelegung . 
Man müßte doch zu e1nem "modv vivendi" kommen können, wenn beideSeiten einwenig 
guten Willen zeigen. 

li.: Wir danken Ihnen für das Gespräch. - dt -
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Der Generalstaatsanwalt der DDR 1 Dr. Josef 

Streit 1 über die Strafrechtspflege in der 

Deutschen Demokratischen Republik 

ZWEI GESELLSCHAFTSSYSTEME - ZWEI ENT­
WICKLUNGSLINIEN DER KRIMINALITÄT 

Im ersten Nachkriegsjahr, 1946, wurden 
im oefrei ten Deutsch 1 and 500 .446 Ge­
setzesübertretungen registriert. Seit­
dem ist die Kriminalität in unserem 
Land auf ein Viertel dieser Zahl re­
duziert. Dieses ist eine große histo­
risehe Errungenschaft der Arbeiter­
klasse und ihrer Staatsmacht, die un­
ter Leitung der Sozialistischen Ein­
heitspartei vollbracht wurde. Noch im 
Jahr vor Gründung der DDR wurden ca. 
470.000 Verbrechen registriert. Von 
1950 bis 1959 qinqen sie zurück auf 
157.000, von 1960 bis 1969 auf 132.000, 
und von 1969 bis 1973 fiel die Anzahl 
der Verbrechen bis auf 128.000 im Jahr. 

Am Anfang, nach der Niederlage des 
Faschismus, war· die Entwicklung der 
Kriminalität auf dem jetzigen Terri­
torium der BRD die gleiche wie in un­
serem Land. Aber wie sieht es heute 
aus? Die Kriminalität in der BRD ver­
breitet sichmit explosionsartiger Ge­
schwindigkeit, genau wie in anderen 
kapitalistischen Ländern auch. Nehmen 
wir nur einmal West-Berlin: In dieser 
Stadt WerdenjedesJahr bedeutend mehr 
Verbrechen begangen als in der gesam­
ten DDR - gar nicht erst zu reden von 
den Gewaltverbrechen. 

Das beweist, daß wir Marxisten auch 
in dieser Frage Recht behalten haben. 
Die Theorien, die Siegmund Freud, 
Alexander Miteherl ieh und andere bür­
ger 1 i ehe Psychoana 1 yt i ker vertreten, 
sind widerlegt durch die Entwicklung, 
die in der DDR und anderen sozial isti­
schen Staaten vonstatten 9egangen 

ist. Es gibt keine angeborene Agres­
sivität im Menschen und es ist nicht 
richtig, daß steigende Kriminalität 
der Preis für wissenschaftliche und 
technische Revolution ist. 

VOM SOZIALISMUS GESETZTE GRENZEN 

Kriminalität istwederein natürlicher 
und schon gar kein ewiger Faktor im 
menschlichen Dasein. Dort, wo der so­
Zlal -ökonomische Nährboden, wo Privat­
eigentumsrecht und Ausbeutung ver­
schwinden, findetdie Kriminalität kei­
ne überlebenschancen. 

Ein langwieriger Prozeß, bedenkt man 
nur, wie zählebig altes Gedankengut 
und alte Lebensgewohnheiten sind, und 
daß die bürgerliche Ideologie bestän­
dig versucht, von außen einzudringen . 
Der geringe Umfang der Kriminalität 
in der DDR beweist aber unzweifelhaft, 
daß die sozialistische Gesellschafts ­
form ihren Bürgern ein Maximum an 
Schutz für ihr Leben, ihre Freiheit, 
ihr gemeinsames Eigentum und ihre 
Rechtssicherheit bietet. 

Im übrigen sind das einige der Haupt­
aufgaben, die zum 8. Parteitag der SED 
gestellt wurden; denn ohne Furcht vor 
Verbrechern und Gangstern 1 eben zu 
können, ist zwei fe 11 os entscheidend 
fürdaskulturelleNiveaueiner Gesell­
schaft. 

Natürlich besteht auch einwesentlicher 
Unterschied in der Struktur der Krimi­
na 1 i tät und der Verbrechen zwi sehen 
der DDR und den kapitalistischen Län­
dern. Der größte Tei 1 der Gesetzesüber­
tretungen in unserem Land sind keine 
schweren Verbrechen. Nur 5% sind wirk-
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1 i eh grobe Gesetzesübertretungen, d. h. 
Angriffe gegen die sozialistische Ge­
sellschaft und ihre Burger . Solche Ver­
brechen werden mit mindestens 2 Jah­
ren Freiheitsentzug bestraft. 

VORBEUGEN IST BESSER ALS STRAFEN 

Ungefähr die Hälfte a 11 er in der DDR 
begangenen Gesetzesubertretungen ri ch­
tet sich gegen materielle Dinge. d .h. 
speziell gegen sozialistisches Eigen­
tum. Hierbei spielen Habsucht und Stre­
ben nachpersönlicher Bereicherung ei­
ne große Rolle. Ziel dieser Menschen, 
die sich am sozialistischen Eigentum 
vergehen , ist es, ganz oder teilweise 
auf Kosten der Gesellschaft zu leben. 
Ein Relikt aus der früheren bürgerli ­
chen Gesellschaft, ein Erbe der frü­
heren Zeit. Sozialistisches Eigentum, 
vor allem Volkseigentum, sind neue 
Begriffe. Es bedarf eines großen und 
unaufhörlichen ideologischen Arbeits­
pensums, um bei den Bürgern eine kor­
rekte Einstellung zum gemeinsamen Ei­
gentum zu wecken. 

Der konsequente Schutz des sozial i­
stischen Eigentums ist für mich der 
zentrale Punkt bei der Vorbeugung 
strafbarer Handlungen. Die Verantwor­
tung daf~r tragen !n erster Linie die 
Leiter. Aber nicht immer und überall 
kommen sie ihrer Pflicht in dem Umfang 
nach, wie sie eigentlich sollten. Ein 
Beispiel: Vor einiger Zeit verhandel­
te das Kreisgericht Merseburg gegen 
eine ?erson, die sich eine ni cht uner­
hebliche Menge Materialien und einige 
hundert Stück Werkzeuge aus dem Pro­
duktionsbetrieb, indem sie arbeitete, 
unrechtmäßig angeeignet hatte. Nach 
jedem Diebstahl schrieb diese Person 
eine Verlustmeldung. Als Ersatz für 
die gestohlenen Dinge bekamder Betref­
fende anstandslos neues Werkzeug aus ­
geliefert. Wieund warum er sein Werk ­
zeug verloren hatte, wurde nicht ein 
einziges Mal gefragt. Unordnung in der 
Buchführung und "blauäugiges Vertrau­
en" wird immer die Möglichkeiten für 
Bereicherungsverbrechen erhöhen. 

Es dreht sich also nicht nur darum, die 
sozial-ökonomischen Ursachen der Kri ­
minalität zu entfernen - das ist in 
der DDR im wesentlichen schon gesche­
hen-, sondern heute handelt es sich 
vor allem darum, die konkreten Ursachen 

für konkrete kriminelle Handlungen zu 
beseitigen. Wo die Arbeiterklasse in 
Kollektiven und Brigaden gut organi ­
siert ist, wird die Einhaltung der 
sozialistischen Gesetze ein fester Be­
standteil im sozialistischen Wettbe­
werb und im täglichen Kampf fürdie 
Verbesserung des materiellen und kul ­
turellen Lebensstandards. 

Während einerse its auch heute noch 
kriminelle Handlungen gegen soziali­
stisches Ei genturn begangen werden, fi n­
den sieh andererseitsgünstige Voraus­
setzungen zur Vorbeugung gegen eben 
diese Gesetzesübertretungen. Denn die 
sozialistische Gesellschaft ist die 
erste Gese 11 scha ft, in der Produzenten 
und Eigentümer identisch sind. 

ÄNDERUNGEN IN DER STRAFRECHTSPFLEGE 

Am 1.4.1975 trat eine Reihe von Än ­
derungen im Strafrecht der DDR in 
Kraft. Hierbei handeltessich um Ver­
besserungen dersozialistischen Straf­
rechtspflege und Gerichtspraxis, d .h. 
größere Effektivität der Strafrechts­
politik. Hauptsächlich geht es dabei 
um die Sicherung des sozialistischen 
Staats - und Rechtssystems gegen kri ­
minelle übergriffe, Vorbeugung krimi ­
neller Handlungen und eine sinnvolle 
Erziehung der Gesetzesübertreter zu 
verantwortungsbewußten Bürgern unse­
rer Gesellschaft. 

Ein zentraler Punkt der Strafrechts ­
anderungen ist die Erhöhung der Effek­
tivität von Bewährungsurteilen. Denn 
letztlich sind Strafaussetzungen zur 
Bewährung die meist angewandte Straf­
form für kriminelle Handlungen . Die 
Tatsache, daß unsere Gese 11 schaft in 
der Lage ist, Gesetzesübertreter in 
Freiheit zu erziehen, istein Beweis für 
die Stabilität und Stärke unseres Ge ­
sellschaftssystems. 

Erst wenn ein Gesetzesübertreter be­
reits zweimal mit Freiheitsentziehung 
oder einer Arbeitserziehungsmaßnahme 
bestraft worden ist, wird der Betref­
fende zu mindestens einem Jahr Frei ­
heitsentzug verurtei 1t. Aber mit hart­
gesottenen Verbrechern wollen wir in 
Zukunft keine Experimente mehr ein­
gehen. In solchen Fällen ist Isolierung 
von der Gesellschaft die einzig akzep­
table Lösung. 
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0 I E ROLLE DES STAATSANWALTS IN DER DDR 

Es is1 eine traditionellP Auffassun~, 
daß ot:r Staatsanwalt ac~~S<..hl1ed l 1Lr 
als ·.r .kläger aufzutreten hat. Dasgilt 
aber nicht für die Staatsanwälte de· 
Arbeiter- und Bauernstaates. 

Lenin sagte schon 1922, daßes Aufgabe 
der Staatsanwälte sein muß, darüber zu 
wachen , daß in der gesamten Repub 1 i k 
eine e i nhe it 1 i ehe Rechtsaus 1 egung, un­
abhängig von lokalen Gegebenheiten, 
praktiziert wird. 

Auf di esem Gedankengut Len ins fußen 
die Aufgaben, die unsere sozialisti­
sche Verfassung den Staatsanwälten 
übertragen hat: streng und gerecht da­
für Sorge zu tragen , daß d1e soziali­
stischen Gesetze eingehalten werden. 
Oie Staatsanwa 1 tscha ften det· DDR sich­
ten täglich jede einzelne Gesetzesüber­
tretung, die ihnen zur Kenntnis ge­
bracht wird, undzwar ohne Ansehen de r 
implizi e rten Personen. Dabei spielt 
es keine Rolle, ob es sich um arbeits­
rechtliche, staatsrechtliche oder an­
dere Verfehlungen handelt. Diese Art 

We~l es in der DDR so ~st, daß Krimi­
nalität politisch oder Politik krimi­
n~ll ist, hat der Außenstehende n urei­
nen sehr schlechten Einblick in die 
Materie . Kriminalität in dem Sinne, 
wie wir den Begriff verstehen, gibt es 
nicht in der DDR. Wer st~ehlt oder be­
trugt, vergeht sich am Volkseigentum, 
J.h. er bestiehlt den "Staat" und der 
"Staat" sind "alle" und "alle sind wir" 
- die herrschen und aufpassen, daß es 
Jd niemandem zu gut geht. In jedem 
Fall dreht es sich beim Stehlen, Be­
trüyen etc. immer um "Gesellschafts­
~igentum" . Das, was dem Einzelnen ge­
stohlen w1rd, ist seine "bürgerliche 
Ideologie", undauch das ist politisch 
und muß bekämpft werden, weil .... 

staatsanwaltschaftliehen Wirkens nen ­
nen wir "Aufsicht über die Einhaltung 
der Gesetze". 

Im Jahre 1975 erhielten die Staatsan ­
waltschaften der DDR Kenntnis von mehr 
als 10 .000 Gesetzesübertretungen , die 
nicht krimineller Art waren. Bei je­
der fünften Verfeh 1 ung sahen wir uns 
veranlaßt die Schuldigen zur Rechen­
schaft zu ziehen. Gegen sie wurden 
Verhaltensmaßnahmen ergriffen. In den 
mPi, ter F~l l en har~e,te e ~ ,; , h dabei 
um Oi szipl l narmaßndnmen oderSchadens­
ersatzregelungen. 

Im übrigen konzentrieren wir uns im 
Rahmen unserer Aufgaben um die Siche­
rung der Gese 11 scha ftsökonomi e und des 
sozialistischen Eigentums sowie um 
Gesetzesübertretungen, die man a 1 s Vor­
läufer zur Kriminalität betrachten 
kann. 

Somit ist es selbstverständlich, daß 
die Staatsanwälte der DDR engen Kon­
takt zu den Produktionsbetrieben , Ar­
beitskollektiven, Genossenschaften und 
anderen Vereinigungen der sozialisti ­
schen Gesellschaft pflegen. 

des DDR - Bürgers 

J ürgen Werner B. 

Aber was gibt es in der DDR zu steh­
len? Die Läden sind nicht gerade gut 
gefüllt und Luxuswaren können nur mit 
Inflationssummen bezahlt werden, und 
deren Herkunft muß nachgewiesen wer­
den. Das gegenseitige Ausspionieren 
und die tlberwachung sind so perfekt, 
daß man beim Kauf eines Autos, Fern­
sehers o. ä. von mindestens 5 Uberwa­
chern heimlich kontrolliert wird. Denn 
woher kommen die "gewaltigen" Summen 
für solche Anschaffungen? Und davon 
einmal abgesehen, muß sich jeder DDR­
Bürger (bis auf gewisse Ausnahmen, 
versteht sich) 2 Jahre vor dem Kauf 
eines FeL·nsehers und 5 Jahre vor dem 
Erwerb eines Neuwagens beim zuständigen 
Gebietsverkaufsleiter anmelden. In ei -
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nem solchen System hat kein Dieb, kein 
Betrüger auch nur die geringste Über­
lebens cllance. 

Dafür gibt es in der DDR ein sog. Ar­
bei tspflichtgesetz. Ein für Uneinge­
weihte undurchschaubarer Dschungel von 
Fallstricken aller Paragraphenarten, 
Ausführungsbestimmungen, Unterbestim­
mungen, Veror dnungen, Anweisungen usw. 
Kurz gesagt : jeder Bürger der DDR (bis 
auf gewisse Ausnahmen, versteht sich) 
zwischen 14 und 65 Jahren hat dem Staat 
gegenüber die Verpflichtung, regelmä­
ßig und ohne unerlaubte Unterbrechung 
produktive Arbeit zu leisten. Wersei­
nem angewiesenen Arbeitsplatz unent­
schuldigt fernbleibt, wird be i m ersten 
Mal mit bis zu 18 Monaten "Arbeicser­
ziehungslager" bestraft. Be~m nachsten 
Mal sind es dann schon bis zu 5 Jahren. 

Nun könnte man di e Frage ste llen, was 
der Staat davon hat, wenn er se ine Bür­
ger mit solchenMetheden zu "Kriminel­
len" stempelt . Die praktizierte Poli­
tik der DDR gibt die Antwoz·t: Der Staat 
versucht sich Werte zu schaffen, di~ 

dr mit größtmöglichem Gewinn verkaufen 
kann, dabei aber so billig wie möglich 
produzieren will. Das aber ist nur mög­
lich bei einem Maximum an Leistung des 
einzelnen Arbeiters, dermit e inem Mi ­
nimum an Lohn bezahlt wird. Aber auch 
dadurch kann die DDR dem "Repräsenta ­
t~onsztvang", unter den sie sich ge­
stellt hat, nicht gerecht werden. Ergo 
schafft sie sich ein Heer von mehr als 
100. 000 Menschen, die, in Arbeitslagern 
zusammengeiaßt , produktive Arbeit Lei­
sten müssen, ohne daß sie dafür bezahlt 
werden. 

Nur so, durch den ständigen Druck auf 
d i.: Werktätigen, rien liber ihrem Haupte 
schwebenden Makel der Kriminal! tät in­
folge Nichteinhaltung des "Arbeits­
pflichtgesetzes", ist es möglich, daß 
d1e DDR einen der ersten 5 Plätze 1n 
der ~vel tproduktion einnehmen kann . 

Die "Kriminalität" in der DDR teilt 
sich, grob gesagt , in drei Gruppen : Da 
sind einmal die "Ei er-Diebe", d.Le Dieb­
stahle, Einbrüche, Bctrügc:reic::>n etc . 
begehen, bei deren Werten es sich sel­
ten um größere Summen als 1000 Mark 
handelt. Der Strafrahmen für diese Ver­
qehen 1 iegt Zivisehen 2 und 5 Jahren 
Freiheitsent z iehuny. 

Die nächste Stufe sind schon "Verbre­
chen gegen sozialistisches Eigentum" . 
Hierbei handelt es sich in der Regel 
um Valutatransaktionen und Betrügerei ­
en die nach DDR- Begri ffen "gewaltige" 
Summen ausmachen. Hier ist ein Straf­
rahmen von 2 bis 10 Jahren angelegt, der 
in Einzelfällen bis 15 JahrP, ja, so­
gar bis "Lebenslänglich" erweitert wer­
den kann . 

Die dritte Gruppe ist die der "gefähr­
lichen Kriminellen" . Dassind diejeni­
gen, di e "Vaterlandsverräter'', "Verrä­
ter d.:s Arbeite r - und Bauernstaates" 
oder " Staatsfeinde'' genannt werden . 
Also jene, dies ich von Unterdrückung, 
Ausbeutung und Sklaventurn befreien wol­
len, jene, die von einem Teil Deutsch ­
lands in den anderen wollen und dabei 
sogar ihr Leben riskieren . Wieviel e 
DDR-Bürger sind hingerichtet worden 
durch Schüsse in den Rücken, Minenfel­
der und Selbstschußanlagen? Einegenaue 
Zahl kennt nur der Staatssicher heits ­
dienst der DDR. Aber zehntausende von 
Menschen werden vor Überschreiten der 
Grenze verhaftet und in abschreckend 
wirkenden Schauprozessen zu langjdhri­
gen Zuchthausstrafen verurteilt . 

Von den 128.000 Kriminellen, die Herr 
Streit anyibt, bef~nd€:n sich mehr a.:.s 
70.000 in Zuchthäusern, und zwar aus 
überwiegend politi schen Gründen. 

Beweisen tut der "Staat" DDR damit nur 
eines : daß sein gesamter Machtapparat 
eine einzige Lügenmaschine ist, zur 
Verdummung der Bevölkerung und der 
fehlgeleiteten und verblendeten Kommu­
nisten West - Europas. 

Wirklich kriminelle Elemente haben in 
der DDR - mit ihrem perfekten Spitzel ­
system- keine Chancen, und es y ib ~ auch 
nur ganz wenige, verglichenmit denen, 
d i e di(• DDR- Zuchthäuser so zahlreiC'h 
bevolkern. 

In der Bundesrepublik, mit einer Bevöl­
kerungszahl von ca . 60 Millionen, sit­
zen ca. 50 . 000 Menschen in Haft . In 
der DDR, mit 1C Millionen Bevölkerung, 
befinden sich mehr als 70.000 Menschen 
in Zuchthäusern und mehr als 100 . 000 in 
Arbeitslagern. Diese Zahlen sprechen 
für sich , nicht wahr, Herr Streit? 
( LiiJ;· rsr t ;; t a'--'.J :ler" Dänische>• . mit Ge­
iW;.r·A·Ji•I!!J t '~· f'! •.q~ ·. r .J. . ::t:."BJi'!{jJ::N) -ge-
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Be.zug : 1 1ichtb1ick 1 NJt. 2/7977 
11 K.tM.6e.YtvoUzu.9 11 

VeJt U .. ndlw.c.k du obe.n9e.nannte.n A.lt,t.[ke..t-6 
t..W.Jtde. bu m-Ut. noc.h ve.Mtä.Jtk.t du.Jtc.h cüe. 
9.tuc.hzuuge.n Me..tdu.nge.n übeJt cüe. 
S c.ha.U.6 p-i.. e..tVU:..n In9 Jt-<..d v an B e.Jtg e.n, cüe. 
m-<..:t Une.Jt P -<...6 to .te. -i..hJte.n u.ng e.tJte.u.e.n 
L-i..e.bha.be.Jt e.JtWa.Jtte.te. u.nd ihn mil me.hJte.­
Jte.n Sc.hii-6.6e.n ( zw-<...6c.he.n de.ne.n eJt noc.h 
m-<..:t .6 we.n EUe.Jtn te.te. 6 o nie.Jte.n konnte. ) 
J..n6 J e.rl..6 e.il.6 be.6ÖJtde.Jtte.. 

EJtke.nntni.6 deJt Sta.a.t.6 a.nwa.U-6 c.ha. 6t: 
11 VeJtda.c.ht a.u6 'T ot.6 c.hf..a.9 '" ( ?! ) 

SPIEGEL 8/1971: So jemand w.Utd nicht 
6utge.nomme.n, .6onde.Jtn qua..6i 6ut9e.be.­
te.n: "Gnä.cüg e. F Jta.u", .6 pJta.c.h EMte.Jt 
S.ta.a.t6a.nwa.li Ha.n..6 Thoma. .ta.u.t Abe.ndzu­
tung , "-<..c.h muß Sie. .tude.Jt na.c.h Aic.ha.c.h 
blt-i..ng e.n. 11 

Ho66e.n.tüc.h ha.be.n a.Ue. LuVU:..nne.n in 
deJt Le.hJtteJt StJta.ße. ä.hn.Li.c.h Jtii.c.k.6ic.ht.6-
volle. StJta.6 ve.Jt6 o.tg u.ng.6 oJtgane. e.Jt.te.bt, 
u.nd ho66e.ntüc.h tJte.6 0en oie. in Zu.kun6t 
a.u6 ä.hnlic.h CÜe.rl..6tbe.Jte.ile. StJta.6voU­
zu.g.6be.a.mtinne.n, we.nn .6-i..e. ihne.n - wie. 
Ingltid van Be.Jtge.n U. SPIEGEL - oa.ge.n : 
"BJt-i..ngt m-<..Jt mune.n Ne.Jtz -<..n cüe. Zeile.! II 

Erwin Pape, 3110 Uelzen 1 

Au.6 Eu.Jte Ftta.ge., wie de.Jt Be.Jtic.ht "K.ta!.> ­
oe.nvoilzu.g" in NJt. 2/ 77 bu Url..6 ange ­
kommen -<...6t, kann ic.h nu.Jt .6a.ge.n: Un.6a.­
me. Sp-i..tze. Eo .6-i..nd alle. wve.Mta.nde.n 
u.nd zu.m e.Mte.n Ma..t g.tuc.heJt Meinung . 

So 9 a.Jt dJ... e. B e.a.mt.<..n.n e. n 9 e.b e.n u.rl..6 R e.c. ht , 
u.nd diu will oc.hon WVM heißen. Nu.Jt 
vom H a.u..6 o e..tbo t , a..t.6 o von de.Jt V e.JtWa..t­
tung, haben w-<..Jt keinen Kommenta.Jt zu. 
hÖ!ten bekommen. 

Susanne H., 1000 Ber lin 21/JVA 

1 c.h habe. cüe. Fe.bJtu.a.Jta.u..6gabe. du I 1 i eh t ­
b 1 i c k I wie. . .immeJt 9 ei..e.o e.n u.nd ö-<..n bu o n­
d e.Jt.6 b e.Un.dlw. c.k.t von. de.m B e.Jtic.ht üb eJt 
cüe. PJtob.te.me. wublic.he.Jt Ge.6ange.ne.tt. Eo 
WaJt mi!t. u.nbe.ka.nnt, daß die. Ftta.ue.vt .<..n 
de.Jt Ha6ta.J1.6:ta.l;t Le.hltte.Jt Stttaße kaum 
Mögüc.hke.ile.~t o c.hu.U.-6 c.he.tt ode.tt be.Jtu n­
lic.he.Jt We.ile.Jtbildung bzw. Urnoc.hu.e.u.ng.6-
möglichk.Ute.n haben u.nd nach W-ie. vott 
cüe. be.o c.hltie.be.ne.n otu.mp 6.6 -i..nrU.g e.n Att­
be.ile.n ve.ttJtichte.n mÜ.6oe.n . 

E.6 -<...6t a..to o u.nbe.cüngt notwe.ncüg , une. 
deJtllJ!-U9 e. V -<...6 kJt-i..m.<..YJ.-i..e.Jtu.ng Un.ma..t a.u 6 -
zu.glle.i6en u.nd anzu.pJta.n.geJtn. Ichho66e. , 
daß 1 hJt a.uc.h in Zu.R.u.n6t ö 6te.Jt übelt cüe. 
Z uo :tä..nde. -<..n de.n F Jta.ue.n ha 6 taJ1.6 taUe. n 
be.Jt-i..c.hte.n weJtde.t. Wenn .60ga.Jt eine. Zu.­
.6amme.na.Jtbe.-i..t mit den FJtauen de.Jt Le.htt­
-te.Jt Sttta.ße ztv~ta.nde. käme. , wäJte. dM 
.6c.hon e..<..ne. unhe.im.tic.h du6te. Sache.. 

Birgit Wilms, 1000 Berlin 27 

V-<..e..te.n Va.n.k 6ii.Jt cüe. pltornpte Zt.L.6 e.ndu.ng 
de.Jt Mä.tt.zat.L.6ga.be. 1 htte.Jt Z Ut.6 c.W 6-t. 
A.t-6 0tt~ge.Jt Vo.e..tzu.g.6he..t6e!t. ke.nne. 
ich manche. in Be..li:Jtä.ge.n be.hande.Ue 
P Jto b.te.me. a.u..6 ug e.ne.Jt Arl..6 c.ha.uung . Ve.vt­
noch g.ta.ube ich, daß manc.he.Jt Inha6-
tie.Jtte. nicht a.Ue.o ihm mögüche. tut, 
u.m de.n Tag .6 eine.Jt E rttf..M oung vottzube.­
Jt.e.ile.n. 

Viu ochJteibe. ich in Kennt~ de.Jt. 
Sc.hwie.Jtigke.ile.n, cüe. dabei -<..m Einze.t-
6ail a.u6tJte.te.n können. I c.h meine., daß 
die. Rüc.kke.hJt -<..n e...Ul. noJtma..te.o L e.ben o 6t 
e.Mchwe.Jtt w.i..ltd duJtch cüe. .60Jtg.to.6e. u.nd 
u.ntte.ali.6w c.he. Ha..e.tu.ng deJt EnftMo e.­
ne.n. 

Voch gtaube.n Sie. bdte n.<..c.ht, daß ic.h 
m-<..c.h unbe.kümme.Jtt Übe.Jt W-Ut.küche. PJto­
b.f.eme. hiYJ.We.g.6 e.tze.n. will. Sic.he.Jt mu.ß 

· no eh manc.he.o a u c.he.he.n, a.uc.h in de.Jt 
ö66e.n.tüc.hkw: u.m ge.wWoe. VoJtUJttu­
.e.e abzubauen. 

Siegtried Rudolph, 1000 Berlin 44 
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Wä.h!r.e11d de~t. Zw, d.<.e .<.ch .bL de~t. Un­
teJL6u.chungo ha.6:ta.n.6.taU Moa.b.U. ..Wha.6-
.ti...elt.t ~AXVL, k.o1111-te ~>.<.eh. we a.kü.ve Tu.­
be~t.ku.lo.6 e bu rrWt. mtw.<.c.keht! 

1 ch WUJuie a1A g uu.11de1t. MeM eh. -Ut d.<.e 
UHAA MoabU au.6ge.n.orrmen, 1.00.6 ~>.i.c.h. du.Jtc.h. 
d.<.e Sch.Uonbildau.6nahme bu.tiLti.gte. 
Hatte auch b.i.l>he.Jt. k.eme Lude11 an deJt. 
Lunge. VM wc:vt. ..un Ma.<. 7975. Tm MäJrz 
79 7 6 machte ~>.<.eh Mafthe..U und Appe.:Ut­
to.6~k.w bemeJtkbaJL. Man gab rn.iJt di..e 
An.:two!vt, c:i.a.6 wä.Jt.en Ha.6telt.l> c.he..&tu.ngen, 
d<.e vo.tulbeJtgehe11, da. .i.ch n.<.d!.t ha.6t­
gewohnt b-Ut. Auch. m.U: eine~t. E.<Jtga.be. an 
da..6 mich veJt.u.Jt.teilende l<a.rrmvr.gwc.h.t 
k.o11n.te .<.eh. k.e.ble Ul'lteJL6u.c.hung e~t.zwbt­
g e11. r c.h ~> etb.6 t WCVl de~t. Atutahme, mw 
HeAZ ou angegJt..<.6 6en, da. a.u.clt Suche 
.[n de.Jt. Ii elt.Z g eg el'ld a.t.L 6.tJt.a..te11. 1 c.h Vt­
h.<.eU auc.h du.Jtch VoJt.mel.dvr. HVLzp!tÖ.pa.­
Jtate u.11d Seda.Uva. ( Ne~t.vwb vw.h.ig ungo­
mUte-l - Anm. d. Red. J. Wegen e.<.nu 
andVten LUde.n6 WCVl .<.c.h v.i.eJt Woc.hen m 
Be.ha.ndfu119 .<.m belliich.Ugte11 MoabUe1t 
/(Jumk.enhllli.l>. Auch w EKG .&te-lUe den 
vö.elige11 Guu.11dh~zu.ota.nd d<.uu 01!.­
ga.n.& 6Ut. 

Eine Tbc. .6.te.ll..te ma.11 n.<.c.ht out. Na.c.h. 
meinem Ei.ntlte66M.Ut Tegel. (JVA) ~>Wi.­
te man dwtc.h d<.e Reg~u.c.hwtg 
e; o 6 o!vt eme a.h;Uv e T u.b eJr.h.u.lo .6 e 6 ut. 
VM g u cha.h .<.m J u.U 1916 • 

Hmzu. k.orrmt, daß .<.eh. wä.hlr.end de.Jt. zw 
.<.11 deJL UHAA Moabil ~:~.tä.n~ mU Leben&­
m<.tteht zu. tun hatte, da..<.c.h w Ha.I.U­
aJLbeilelt u.11d Fa.hlL6tu.h.e.6üM.eJt..t:iLt<.g «Wt. 
1 c.h habe oomU a.uc.h ande.Jt.e ge6ä.h!r.det. 

Volkmar E., 1000 Berlin 13/JVA 

Zu. Reckt habt Ih!r. cl.<.e Axel.-Sp.IU.ngeJt­
Votlu. v elldwrrnu.ng l> ptt.U.6 e a.ng egJt..<. 6 6 w. 
r eh öe-lböt beoa.64e mich -'lc.hon .oe.U v.<.e­
tel1 J a.h!r.en n.<.c.ht meh!r. mU d<.u eJt. 
Sc.hmu-tzptt.u~:~ e. V.<.u e Plt.Ul> e.0Jt.Uzw 
iibelt.l>ehen belW.ß.t d.<.e ReaLi:t.iit, d.<.e 
hä.u.6~ d.<.e. UJL6a.che dvc. ~ 
.<.öt. Hielt dwke .<.eh an l>O ma.näe 
"ch!r..<.oilic.he" ( odeJt ~>oU .<.eh bUl>eJt 
.oa.ge11: un~t:U.c.he? J He.<.meJtU.ehu.11g, 
cl.<.e oÜJt den öpä.te1t.e11 WeJtdegang v.i.ei.e.Jt. 
gu.tJuw.che-lteJt. Men~:~chen veJLt:tiUlAJa~c.h 
.<.l>t. 06t wUr.d a.n Hei.miUndVtn de.41)ttt 

Wmineil gehande-lt, .oo daß deJt HVt«.n­
wa.chö ende 1md EJr.J.OO.c.hl> ene al.6 e.ntl.a.4 1:1 e-
11e1t. H~cu.~:~e n.<.c.h.U a.nde.Jt.u ~ nu.Jt. 
d<.e aneJtzogene Gewft fu.nl'lt. Vcu. Feht­
vVtha.Lte.n liegt o6t dwi<.Utc.he.n und dem 
S.ta.a.-t ttiihe.Jt. ~ dem ZögUng oe.lb.ot: • 
8-<.l> he.u:te. g.Wt: u .<.n .o o.tc.lten Vo.~UJ clwlvt 
de~t K~aLWi:t keme Lö.ou.ng 0iiJt den 
Zögllig. Rllli.l> aLL6 dem He.Un, Jt.Un .<.n d.~ 
KYUUJt, .6o e~t.U.eh-t: fÜe Gue.U4c.Jut6t 
&e SoJtgMIU.ndeJt.. E.o wvr.den von ili 
ooeJt cUeje.YUgen bu.t:Jt.an.t, d.<.e. vo11 ili 
zu. ~eile11 eJtzogen ~de11. 

M.iJr.. w.Vui .i.rrme.Jt. .ope.üi.be.l, wen11 .<.eh an 
Wl.heJt.e .owk.ende Ge~te.ch;Ugke.U denke. 

Ande1te Volizu.g~:~a.no.ta..Uw IJJI4eJteJt au-
11el1 Ju.o.ti...z ta.Men EWLe Ze-i.Uc.M.i.at an 
Euch zWLiic.kgehe.n. Solehe Att-&~tu­
-tvr. miiUen. UBen-tU.c.h .üvt.en lU.e.n&.t 
qu..U:.ü.eJten, weM 1de 4el.b.o.t~c.h 
genug .omd. Sie pa.~:~.o~n n.<.c.ht me.lvt. ht 
c.la..6 Wd du Re6oJt.mvoUzu.gu, eheJt. AA­
dw ~>ie -Ut ci.tu &Ud a.6JrJ.Jta.YI-Uc.hVt 
Stll..a.6a.nöta.Uen pal>.O en. 

Horst-Dieter Nentwig, 5900 Siegen 1 

Eu.Jt.e FebJt.u.alt.al.L6ga.be LAAVL w..i.edvr. ganz 
.i.nteJt.Ul>ant, und da. möc.h-te .<.c.h gle.ic.h 
ww LuVt.bJt..<.e6 ® Auge. ~a.44en, urtd 
z~ von HeNtn LehneM:. 1c.li. fwm d.i.e.­
.oem HVVtYt n.uJL ~>age.n: EJz. hat keine. Alt­
nu.ng, w<.e u bu e.<.nvr.. Ze-Uu.ng voll .o.<.clt 
geh-t, hOMt k.Ö1111-i:e ~ l>O ~ Mc.h:t 
.ocfv,.Uben. Jede ZW,wtg w.Ur.d von dw 
Reda.kte.wr.en 11 ze.n6.<.elt.t", den.n man kann 
n.<.ckt all.u 1:10 ~:~c.h.Jr.ei.bw, w.ie. ma.n u 
denkt. U11d u .<.l>t em Un.:t.e.Mc.h.<..e.d~ 9b 
we ZeähclvU6.t von de~t. AYL6tal:t.Atu­
:tu.ng bu.ümrrt W-Ur.d, odeJt ob d.<.e RecU1k­
tWJte 6Jz.ue Hand ha.b~; und dtU .Ut u 
ja, WcU I hlt m..U Eu.Jt.em "u.n z e.n4.i.elt.t" 
me..i.n:t. 

Nun 11och e..ut k.WLzu Wo!vt zu dem MU­
k.d II l<a.mpa.g ne w<.deJt d.<.e Vvr..nu.n a t" ! ! 
Ja., man .&c.hüftill den Kop6, w.te. d.<.e 
PJt.u.oe iibe~t. U.n.h he~t.0ä.tU. Und g~e 
.oie .ool.i..:te u.n.& hd6en, dlt.a.u.6en w.i.edvr. 
z u.Jt.e.cht zu. k.onrnw. 

Va.nn .ocha.u.t Eu.ch doch mal cU:u 11e.u.e. 
VoUzu.g.6guetz an. E.o gibt n.<.cht Ulte.11 
A~Vt.<.k.et, m dem cUu Wo!vt II lutnn" rUc.kt 
entha.Ue11 .<.öt. U11d !OOJULm? V~ man 
.ümreJt ~:~agen luutrt: W.<.Jt. können, a.beJt Wut 
bJt.aU.c.h.en n.<.cht. Va.ö .<.l>t doch .oo ab_ge.-
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o.:Ü.mmt, daß e.6 f..O blei...bt, w-i.e. e.6 .Wt. 
Man o..i..eht e.6 doch 6chon bu den FJta.U.e.n 
..i..n dvr. Le.hltte.Jt Stltaße. : Wa.JtUm g..i..bt man 
den F~taue.n rU.cht auch d..i..e. Chance. , une.n 
Be.Jtu 6 zu lVtne.n? W..i..Jt leben do eh ..i..m 
Ze...i..talte.Jt dvr. Gluchbvr.e.cht..i..gung . 

Rolf E . , 4760 We r l/JVA 

Habe. m.<.ch me.htte.ne. Male. an d..i..e. JVA Ka..L6-
Itwn I Baye.Jtn J g eJ..(Xtndt, mil. de.Jt B..i..tte , 
n0t doch lhlte. Ze.U!>ch!U6t 'der lieht­
bl ick ' a.t.L6zuhä.ncügen. Abvr. daö wuJtde. 
m..i..l!. abgei.e.hnt mLt de;n H..i..nww, .<.eh 
oolie m.<.ch zue.Mt e...i..nn1a-t an me.hten 
R..i..chtvr. wenden. Valtau 6 wandte ..i..ch m..i..ch 
an de.n R.i.chte.Jt und bat wn cüe. Genehm.<.­
gung . Eilie.Ub.W jetztnoch kune An-t­
woltt . OUJtch 1 h1t Sehttuben e.~t6uhtt ..i..ch 
e.ut jetzt , daß m-<.11. de.Jt Bezug Ihtte.~~. 
unabhä.n.g-i..ge.n, unzeM ie.Jtte.n Ge.6ange.n.e.n­
ze..i..toch!U6;t ' der 1 ichtbl ick' 11 au61t..i..ch­
te.Jtlic.he. AnoJtdnun.g'' n...i..c.ht a.u6ge.hä.ncüg;t 
und zWt.Üc.kgehaUe.n w.iJr.d . 

Hans F. , 8851 Kaisheim/JVA 

OtUtdt Zu6a1.l habe ..i..ch e..i.n Ex..e.mplM 
EUJtelt Ze.Ltt..Lng ..i..n d.<.e. Hände. bekommen . 
!11 d e.1t F a.rn.il...i..e.n 6 ÜJt.6 o l!.g e. .U1 T er11pe..lho 6 
lieg;t 'de rlichtblick' .i.mmVtzUJt 1n6on­
mation. be.~~.Ut . 

I f.,;t daö n...i..c.ht ..i..l!.g e.ndw.<.e. w-i.deM p!tiich­
Uc.h , daß cüe. Z e.Ltt..Lng d..i..e. ö 6 6 enil.i eh­
k eil ..i..n 6 0 Jtm{.e.Jten .6 0 u ( Wa6 -i.ch 6 ÜJt 
rw.twe.nd..i..g halte! J , abeJt a.ndeJteMUt6 
n...i..cht ..i..m Z e..i..U c.hJt..i.. 6 ;te.nhan.dei. e.Jthiili­
Uch -i..6;t? W..i..Jtd d.<.e I n6oltinaüon. n...i..ch;t 
da.dUJtch umnögUch? 

Anke Friedritz, 1000 Berlin 36 

Tou.lon wa.Jtja ochonochtunm, und ugent­
Uc.h diiJt6te u n...i..cht ~.>chUmmeJt ~e...i..n , 
abe.Jt h-i.el!. -i.-6;t w..i..lt.Wc.h aUe.6 zu .6 pä.;t . 
E1.> Weltden nach w.<.e vott m..i..t Zwang cüe 
HaaJte. ge..öchn.U;Ce.n, und dao E.6.6en .Wt 
.imne.Jt no c.h un-te.Jt aUeJt Sau. 

I c.h I.AJÜ.Jt.de. Euch ja g e.1t11 une.n Belt..i..cht 
übvr. d.<.e h-i.M..i..ge.n Vvr..h.iil..tn.i.oe zukommen 
lao.oe.n., abe.Jt d.<.e. VVtgangenheä hat m..i..Jt 
geze...i..gt , daß .6o e..twa.o ungU-t b.,;t, ZwM 
b-i.n ..i..c.h kun Ang.6tha..6e , doch b-i.n ..i..ch 
.6c.hon. bum te.;tzte.n Ma-t mLt unem b..tav:e.n 
Auge. davon gekommen. Man. buLtz;t n.cim-

Uch &ÜJt ~.>otc.he. Gelegenheilen e...i..n ochö­
nu VI!.Uckm..i..ttei., da6 da hUßt: Stlta6-
nachtaß gel.l;tlt..i..chen! 

Adolf-Peter P., Marseille/Frankreich 

Be.tl!..: 'der lichtblick' NJt . 2/7977 

0-i.e oben genannte Auogabe de.o 'lieht­
blick' en-thält velthch..i..ede.ne. Be..i..tttä.ge, 
de.Jte.n I n.haU m.<.ch zu 6olgen.de.n Stel­
.f.u.ng nahmen und 1Uc.ht..i..g .6 tei.lung e.n v eJt­
an.laß;t: 

Seile 4, "UchteJt6ei.de" : In me...i..n.e.l!. Ve.Jt ­
WliLtün.g .U.,;t z.w.U.,chenzU;CUc.h e..<.n.e AJt­
be.U!>giWppe gebildet wonde.n., d.<.e d.<.e. 
Au6gabe. hat, d.<.e E-i.n6üh.!tung du Wohn­
giWppenvoUzu.gu ..i..n de.Jt NebenaMtaLt 
L-i.chte.Jt~e.ldevottzube.~t.eäen. . Un.abhäng..i..g 
davon wiltd GJtUppenanbe...i..t von me.hlte.Jten 
61t~g erz M.i..taJtbeäe.Jtn dwtchg e.6ilhltt 
( z. Z. butehe.n e..i..n.e F. 0 . P. - F Jta.U.e.ngJtup­
pe und une Gnuppe., cüe. von de.m Mb~­
lvtw Soz-i.a-te.o Tlta..i..n...i..ng be.tlte.!d. w-i.l!.d) . 
FettnVt 6-i.nd dultt Stu.l'Üe.Jtende deJt Evan­
gei..wchen Fac.hhoc.hoc.hule. oÜJt Soz..i..al­
anbeil und SoUalpä.dagog-i.k ..i..m Rahmen 
du P Jto j efltM "Re.ö o z..<.a.Li..6..i..eJum.g von 
Stlta6ge6ange.n.e.n" un.te.Jt Le.-i.:tu..n.g von 
He.~t.~tn PJto 0. Hago.e.~ tätig. 

0-i.e. E-i..n.lt..i..c.h;tung von Schufmaßnahmen .U1 
dvr. VoUzug~.>a.Yt.6.ta.U 6Ü.It FJta.uen bzw . ..i..n 
delt Nebe.n.aM.ta.U: L-i.chte.Jt 6 ei.de. w..i..Jtd g e.­
ge~ä.Jt;t-i.g gepttil6t. 

V-i.e. Be..ö cha6 0ung ge.ugn.e.te.~~. Altbeil 6iilt 
d.<.e. IMM.t.en de.Jt VoUzug~.>aM.ta.U: 6iiJt 
F ttauen. .::d.ö f3;t .<.mne.Jt w.<.e.dvr. au ~ Sc.hw.te­
JUg k e..i..;te.tl , wob u auc.lt de.l!. de.~tz Ut.<.g e.n 
Attbe...i..Umanktla.ge T !Ub!d. gezollt we.~~.de.n 
muß . Oie. Attbe.U!>ve.JtWa.Uwtg de.Jt VoU­
z.ug.6an.6taU 6iiJt Fitauen -i..6t J.>;tä.n.d.<.g be­
müht, geugne.;te. A~tbeä zu buc.ha66e.n. . 
Sie .Wt h-i.e.~tbu j edoc.h au6 d.<.e ett-t­
.6pJtechenden Angebote de.Jt Au6t:Jtagge.be.Jt 
ang ew-i.e.o e n. 

Um e...i..n un.mot.<.v.i.eJL.te.o Ett-t0Vtnen. de.11. M­
beäende.n Ge6ange.ne.n vom AJtbUtoplatz 
zu veJ!.h,i.ndeJtn und d.i..e Attbe..i..t.6d.w z-i.pUn 
zu ve.Jtbe..61.>e.ltn, UU.~tde. An0ang Ve.ze.mbeJt 
7916 deJt Ve.lt.6chluß deJt b-i.-6 zu d.<.uem 
Z e.dpunk..t auc.h wähltend deJt A1tb Ut.6 zu­
;te.n o 6 6 eMtehe.nde11 Ha6;tnäwne ang eottd­
ne.t . Au6g1Wnd e...i..ne.o M.i.ßv e.Jt.6tiindn-i..6.6 u 
WUJtde.n. -i.n d.<.e.öe Maßnahme auc.h cüe Ha6;t­
Jtä.wne dvr. un veM c.~de:t Mbe..i..toloo en 
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u.nd dVt fvta.n.ke.n 1 n.6a.6oe.Yl unbe.zoge.n. 
V-le Anatui.nung .Ut zw.Uc.he.nz.e.{;tt.(.c.h in­
ooww wi...e.dVt Jti.ic.kgäng.i.g gemacht woJt­
de.n . Ebe.n6o -0!>t cüe. in Ilvtem Alttikel 
zu Re.c.h,t be.aYL6ta.YLde.i:e VVt6ahtteMwwe. 
be..i..m f.i.nbltin.ge1t von Sc.ha.il.pta.tte.n um­
gehend au.0gehoben woJtde.n. 

Se.de. 8, "KE.Moenvo.Uzttg": In de.Jt Vo.U­
zugoQ.Yl,6täU 6üJt FJta.ue.n e.Jt6o.tg.t ci<.e. Un­
te.Jtblt.i.ngun.g von Un.te.JUuc.hungohä6ilin­
gett au& eittVt U,geno da6iilt unge.Jt.i.ch­
te-te.tt S.:ta;t.,i,.oti. Nac.lt N!t. 2 2 de.Jt UVo.UzO 
.i..6t zu ve.JtlU.ndeJtn, daß de.Jt U-Hä6.tt.i.ng 
m.i.:t T a,tg e.noo ~ en .i.n Ve 1t b.ütdung tJteten 
kamt. V.i.ue. Mögt<.c.ltkw t.ucvr bei dVt 
wcU-te.Jte.n Un.tVtblt.i.ngung von FJta.U. BWtgeJt 
au6 deJt S:ta;üon ~ÜJt U-Hä.6-t;Lütge. Yl.i.c.M 
lU.IAZU6C.ht.i.eße.n , 60 daß une VeJLte.gung 
au6 e-ine cmde.~te S..ta.ü.on wtd 6omd. ge.­
me.ür..!lam md Sbla.6ge.6ange.ne.n e.Jt6otge.n 
muß tc. . Au 6 .i.hJte.H A rW!.ag eJth i eU F ILtlU. 

Bu.Jtgelt cüe. Jt.i.c.h teJtt.c.c.he. Ge.ne.hm<.gung , 
an dem au6 .i.hJr..Vt Sta.tion angebotenen 
Flteize.dpltogttamm ( Fe.Jtrt.oe.hett u~td T üc.h­
tenn.i..-6) te.-i.R.zune.hme.n. FILtlU. BWtgeJt ha-t 
danti. t tuc.ht melvt VeJtgwu.ti.gu.nge.n a.i..-6 
die ande.Jt.e.H au~ CÜ€WCVL Station wl.te.Jt-
9 eb1ta.c.h te.n 1MM6ÜUte.n e.~tha..Ue.n. Im 
Hinbt.Lc.k. au6 une. Zeuge.nve.Jtl1.e.hmung VOlt 

dem Ka.mme.~~.gruc.h..:t ha-t Flta.u BWtge.Jt den 
An.tltag a.u0 Au.o 6ii.hJtung zum F~z.üeuJz. ge.­
~.te..tU. V.i.e..!lem An.t~z.ag .i..6:t duJr..c.h den zu­
~tänd.i.ge.n Ri.c.h:teJt-otaftgegebe.u twltde.n. 

Sede 23, "011, du 1Jtöhti.c.he'l Kna.ot" : 
v.< e. Be.ulil'llü'ikung bel deJt E.i.n6!Ungung 
von Ge.ge.M.tä.nde.n du.Jtc.h Buuc.heJt e.~t6otgt 
i.m H.inbl-i c.k au 6 cüe. Kon.tJtot.emöglic.h­
f~We.n, c:üe. zu.Jt Ve.Jtmeidung von M.i.ß­
b!Lä.uc.he.'t wte.!tliißlic.h 6.i.nd . V.<.e. unbe.­
~c.h.'tä.~th.:Ce. Zul.a..6oWtg von dUJtc.h Buuc.he.Jt 
e.i.ngeb~ta.c.ILten GegeM.tä.ndett wii1tde zu 
1.!--tHeJt zu.oä:tzt.Lc.he.n und u.n:telt Be.Jtüc.k­
·~.i.c.hü.gung du te..U'we,we. unzwte.i.c.he.n­
derr Pe.Jv!lonai.bu tande..o unve.IL.tlte.i:baJten 
Be.ta.o tung 6iih~te.•1. V.i.e. Be.~uc.he.Jt. ~ Jtha.t­
tcn dalte.-i cüe. Gel.egenhw, i.m Wege. de..!J 
Au,toma-teneinkau0o Ge.nußmdtei. z.u e.Jt­
wvrbe.n w1d !l.(e. den v011 .ihnen buuc.hte.n 
1 n.oa.o.oe.r1 zu iibeJtgeben. Ve.~t h-i.Vt6ii!t zu­
g~~~ene. Be.:CJtag .<.ot zwi....oc.he.nzWt.i.c.h 
vort 8,-- DM au6 10 1 -- VM Vthöh:t woJtde.n . 
1m iib'Uge.n können nahe zu ai.te. deJt .i.n 
dem A:t.t.ikel genattn.ten Wa~~.e.n .tn1 Wege du 
iibUc.lte.n wtk.au6~ von de.n ht..6M ~e.n e.~t­
wo~tbe.Jt we~~.de.11 . 

Swe. 31, "In6a..66e.nveJtt.!tete.Jt" : O.i.e AM ­
~.ta..:t.twtg deJt 1 YL6a..6oe.nve!L.tJLetwtge.n 1nd: 

BÜJtoma.te.Jt.i.at .w.t beJte..i..:U Ge.ge.M.tand 
unu zw.i..-6c.he.rt m..i't und de.Jt I11..6M.6en­
veJI..tltetung deJL Te..il.aMta.li 1 An6ang 
Vezembvz 7976 ge.6iihJtte.n Gup!Lä.c.h.-6 ge.­
wu e.~t . H.ieJtbe.i. t.WJr..de. E.<.nvvutehmen daJr.­
übeJt Vtz..i.e.Lt, daß den I YL6ao.o enuellbt.e­
.tunge1'1 .<.m notwe.nd.i.ge.H Um6ang BÜ/t.oma­
te.Jt.i.at zu/l Ve,t6iigung gu.teiU Weltden 
oo.U. E6 bu.ta.nd übeJte.i.Mt.immung 1 daß 
dM BÜJtoma-teJUo..e. .un wu en.tUc.hen au.6 
Sc.lvteibma-te.Jt.i.at buc.h!tänkt w-Utd und 
Sc.lvtubma.!>c.h-i.nen n.i.c.h..:t zu.Jt VeJt6iigung 
gute.i.Lt t~e.!tde.rt können. 1 c.h habe. zwi...-
6 c.h e.n z e..i.;tt.i.c.h 1.• e.'l.a.nta.ßt , daß den IM ao­
-6enve.Jt.tJtetwtgelt zWt Wa.hJr.ne.hmung .<.h!te.~t 
Tä..ti.gke.ä au6 e.rr..t6p1te.c.henden AYl.t!ta.g 
Sc.lvteibma-teM.ai. .i.m notwencüge.n Um6ang 
zWt Ve.Jt6ügung ge..otel.Lt w.i.Jtd . 

Sed..e. 32, "Be.ha.ndiung~cüc.htu.ng": V.<.e. 
Züläiowtg ele.litlt:L6c.lte.~t GV!iLte muß md 
Rii c.k.-6 i.c.h..:t au 6 cüe. b e.Jt~ e.JtJteic.Men 
G11.e.nzen dVt Bela.o.tbaJtke.d de.Jt ei..e.k.tJt.i.-
6c.he.n Le.dunge.n unabhä.ng.(g von dVt 
Fltage. deJt Ko6te.n.tJtagung bei zMä:tzli­
chem StJtomveJtbJtau.c.h be.!:l c.lvtiinkt blei­
ben . In dem .Un g ena.nnte.n AJt.t.i.kei.. a.nge-
6pJz.oc.fte.ne.n konlvte..te.n fa.U de.Jt Zu.R.a.6-
6ung eine.tt Sc.IV!.e.{bfuc.hla.mpe. .i..6.t zw.<.-
6 c.h en z e.<..:te..<. eh eine. Ge.neh.m.{.g u ng eJL.tUU 
woJtde.n, da buonde.Jte. Glti.inde. volli.agen. 

Prof. Dr. J . Baumann 
Senator für J ustiz 

Anm . d . Red. : Auch nach Kenntnisnahme 
des Schreibens von Prof. Dr. Baumann 
sehen wir keinen Anlaß, unsere Ausfüh­
rungen im wesentlichen zu korrigi er en. 
Das gilt besonders für die Bei t räge 
"Klass envollzug" und "Behandlungsdich­
t ung und Voll z ugswahrhei t " , die wi r 
auc h weiterhininhaltlich in i hrer Tat­
sachenschilderung und Interpr eta t i on 
voll aufrecht erhalten. 
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LAUT§§: 

KEINE STRAFAUSSETZUNG BEI ERSATZFREI­
HEITSSTRAFEN 
(StGB § 57) 

§ 57 StGB gi 1t nicht für Ersatzfrei­
heitsstrafen. 

OLG Celle, Beschluß vom 21.9.1977 
- 1 Ws 267/76 -

ZUM SACHVERHALT: Das AG hat gegen den 
Verurteilten am 30.8.1974 wegen Voll­
rauschs auf eine Geldstrafe von 2.000 
DM, ersatzweise 80 Tage Freiheitsstra­
fe , erkannt. Da der Verurteilte die 
Geldstrafe nicht bezahlte und eine 
Zwangsvollstreckung erfolglos blieb, 
ordnete der Strafrichter die Vollstrek­
kung der Ersatzfreiheitsstrafe an. 
Nachdem der Verurteilte zwei Drittel 
der Strafe verbüßt hatte, hat die 
Strafvo11streckungskai11Tler des LG die 
Vo 11 s treckung des Restes der Ersatz­
freiheitsstrafe gern. § 57 StGB zur 
Bewährung ausgesetzt. Dagegen wendet 
sich die sofortige Beschwerde der StA, 
mit der gerügt wird, § 57 StGB sei auf 
eine Ersatzfreiheitsstrafe nicht an­
wendbar. Die Beschwerde führte zur Auf­
hebung des angefochtenen Beschlusses. 

AUS DEN GRüNDEN: Mit dem OLG Sch 1 eswi g 
und den dort zustilllTlend zitierten Ent­
scheidungen des AG Berl in-Ti ergarten 
und des LG Lüneburg ist der Senat der 
Auffassung , daß § 57 StGB auf Ersatz­
freiheitsstrafen nicht anwendbar ist . 
Um Wi ederho 1 ungen zu vermeiden, wird 
auf die vom OLG Sch 1 eswi g gegebene 
Begründung verwiesen, der der Senat 
in allen Punkten beipflichtet. Zu er­
gänzen bleibt lediglich folgendes : 

Entgegen der Ansicht des OLG Zwei brük-

ken ist die bereits vom AG Berl in-Tier­
garten aus der systematischen Einord­
nung der einschlägigen Bestinmungen 
in den A 11 gemeinen Teil des StGB abge­
leitete Folgerung durch die Neufa ssung 
des Allgemeinen Teils - hier: Einord­
nung des § 57 StGB in den Abschnitt 
"Strafaussetzung zur Bewährung" -nicht 
etwa hinfällig geworden, sondern eher 
noch deut 1 i eher zum Ausdruck gel<onmen, 
wie es auch der erklärten Absicht des 
Gesetzgebers entsprach. Danach so 11 ten 
"abweichend vom geltenden Recht ... die 
vollstreckungsrechtlichen Bestimmun­
gen" (Anm.: betr. Geldstrafe und Er­
satzfreiheitsstrafe) in einem anderen 
Gesetz Aufnahme finden. Verblieben im 
StGB ist demzufolge lediglich die Re­
gelung des § 42 StGB, die auch bereits 
für das Erkennungsverfahren Bedeutung 
hat. Im übrigen ist die Vollstreckung 
der Geldstrafe und der Ersatzfreiheits­
strafe zusanmenhängend in den§§ 459 ff. 
StPO gerege 1t. Dazu wird in dem Be­
richt des Sonderausschusses für eine 
Einzelregelung bemerkt, daß die~e ''im 
wesentlichen der für die allgemeine 
Strafaussetzung zur Bewährung be­
schlossenen angelehnt" worden sei. Ent­
sprechendes trifft für das - nur bei 
Verwirkung von Geldstrafen - in Be­
tracht zu ziehende Institut der "Ver­
warnung mit ·strafvorb•l t zu". 

Die Meinung des OLG Zweibrücken, der 
eine Ersatzfreiheitsstrafe Verbüßende 
stände sich ohne die Möglichkeit einer 
Strafaussetzung nach § 57 StGB "prak­
tisch wesentlich schlechter als ein 
Verurtei 1 ter, gegen den von vornher­
ein wegen schwerer Schuld eine Ersatz­
freiheitsstrafe festgesetzt worden" 
sei, verkennt, daß der eine Ersatzfrei­
heitsstrafe Verbüßende es im Hinblick 
auf die Bestimmungen der §§ 42 StGB, 
459a und f StPO weitgehend selbst in 
der Hand hatte, es gar nicht erst zu 
einer Strafverbüßung konvnen zu lassen. 
Wenn er tatsächlich unverschuldet zah­
lungsunfähig ist, liegtes an ihm, der 
Vo 11 Streckungsbehörde geeignete Unter­
lagen fürdie Bewilligung von Zahlungs­
erleichterungen oder fUr eine (rich­
terliche) Anordnung zu liefern, wonach 
die Vollstreckung der Freiheitsstrafe 
zu unterbleiben habe. 

(NJW =Neue Juristische Wochenschrift~ 
?/??~ S. 308 I gekürzt ) 

- ge -
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aus anderen Gefangenen-Zeitschriften 

- heute: 

WOCHENSPIEGEL 

JVA Frankfurt/Main 

E X P E R I M E N T E ---------------------

Ober den Strafvollzug mit all seinen 
Ecken, Kanten und Unzulänglichkeiten 
sind schon viele Bücher geschrieben 
worden . Fast alle haben den Nachteil, 
daß sie für Laien kaum lesbar sind, 
weil siedie Proelematik des Strafvoll ­
zuges von der höheren Warte und aus 
der Perspektive der Theoretiker behan­
deln und damit zumeist den Bezug zur 
Realität des All tags im Gefängnis ver­
missen lassen. 

Ein neues Buch, nämlich: "Strafvollzug 
in der Praxis" von Schwind/Blau, will 
dem abhelfen , und das ist in der Tat 
gut gelungen . Es wird eine umfassende 
Information über den Strafvollzug und 
das Alltagsleben in den Gefängnissen 
geboten, teilweiseunmittelbar aus der 
Sicht des Verwaltungsbeamten und des 
Aufsichtsdienstes. Gelegentlich koiMlen 
sogar Gefangene zu Wort. 

Wir möchten Ihnen aus diesem Buch hin 
und wieder einzel ne Passagen als Kost­
proben servieren , wobei wir annehmen , 
daß diese Ihr Interesse finden werden. 

~Jer hatnicht schon einmal von der For­
derung gehört, daßjeder Richter , Auf­
sichtsbeamte, Staatsanwaltetc. selbst 
im Gefängnis gesessen haben müßte, um 
beurteilen zu können, wenn es darum 
geht, das Leben im Gefängnis zu erfas ­
sen . 

Von einer Befragung bei Aufsichtsbeam-

ten und von einem sehr interessanten 
Experiment wo 11 en \lli r berichten: 

"Die Aufsichtsbeamten gehören nach 
Herkommen und Ausbildung nicht zu den 
literarisch Mitteilsamen. ObenQrein 
werden sie, auchwenn sie ihren Dienst 
mit soz i a 1 em Engagement begonnen haben, 
nach einer gewissen Zeit weniger em­
pfänglich für dieAnliegen und Pn::Jble­
me der Gefangenen, weil sich die Be ­
lastungen des Dienstes und ihre unver­
meidlichen Rollenkonflikte noch am 
ehesten ertragen lassen, wenn sie zwi­
schen sich und den Gefangenen soziale 
Oi stanz aufbauen und sieh vorwiegend 
auf die Verwahrungsaufgaben der An­
stalt beschränken. Eine Untersuchung 
ergab, daß 64% der befragten Aufsichts ­
beamten der Meinung waren, die Insa? ­
sen hätten im gegenwärtigen Strafvo 11 -
zug (die Befragung lief vor Inkraft­
treten des StVollzG /Rea:} ' zuviel 
Rechte•. 44% der Aufsichtsbeamten sa­
hen den 'hauptsächlichsten Zweck' ih­
rer Tätigkeit in der Aufrechterhaltung 
von Sicherheit und Ordnung, 30% in ei­
nem Beitrag zur Resozialisierung und 
16% in der Betreuun9 der Insassen . 
Die Neigung zu 'Sicherheit und Ordnung• 
steigt mit dem Lebensalter der Beam­
ten. Darüber hinaus führt die Rollen­
verteilung in Schließer und Eingesperr­
te, Aufseher und Beaufsichtigte ohne­
hin zu einem Freund-Feind-Denken, das 
eine vorurteilsfreie und verständnis­
vo 11 e Schi 1 derung oder auch nur Ahnung 
von der Welt der Gegner ausschließt. 

Die beide Seiten prägende Kraft der 
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Gefängnissituation wurde in einem Ex­
periment an der kalifornischen Stand­
ford-Universität durchgeführt . 

Studenten, die sich freiwillig gemel­
det hatten, so 11 ten die Ro 11 en von 
Aufsichtspersona 1 und Gefangenen über­
nehmen, denen sie in einer gefängnis­
ähnlichen Situation für 14 Tage nach­
zukommen hatten. Die von 70 Bewerbern 
für die Untersuchungausgewählten zwei 
Dutzend Teilnehmer waren ursprünglich 
eine recht einheitl1che Gruppe reifer, 
emotional ausgeglichener, normaler, 
inte 11 i genter junger Leute aus der ~1i t­
telschicht. Nach kürzester Zeit war 
es nicht mehr auszumachen, wo die Re­
alität einer doch nur simulierten Ge­
fängnissituation endete und wahres Rol­
lenspiel begann. In der Tat waren die 
meisten zu Aufsehern oder Gefangenen 
geworden. 

'Praktisch jeder Aspekt ihres Verhal~ 
tens, Denkens und Fühlens hatte sich 
dramatisch geändert. In weniger als 
einer Woche hatte die Gefängniserfah­
rung die Lehren eines ganzen Lebens 
(zeitweilig) ausgelöscht; menschliche 
Werte wurden aufgehoben, Se 1 bstkon­
zepte in Frage gestellt und die häß-
1 ichsten und primitivsten pathologl­
schen Seiten der menschlichen Natur 
kamen zum Vorsche1 n. Wir waren ent­
setzt, ~-Jeil wir sahen, wie einige Leu­
te (Aufseher) die anderen mit Freude 
an Grausamkeiten behandelten, als sei­
en sie jämmerliche Tiere, während an­
dere {Häftlinge) zu servilen, ent­
menschlichten Robotern wurden, die nur 
an Flucht, ihr eigenes individuelles 
Oberleben und ihren steigenden Haß auf 
die Aufseher dachten.' 

Drei Gefangene mußten während der er­
sten vier Tage wegen akuter trauma­
tischer Reaktionen, wie hysterischen 
Schreiens, Geistesverwirrung und sehr 
schwerer Oe press ionen entlassen wer­
den. Andere beantragten Strafausset­
zung zur Bewährung, undals diese ihnen 
am fünftenTagabgelehnt wurde, gingen 
sie schweigend in ihre Zellen zurück, 
wie Gefangene, die ihre Strafe ausge­
setzt bekommen wollten, nichtaber wie 
Studenten, die auf ihre Gage von 15 
Dollar pro Tag hätten verzichten und 
heimgehen können. 

Den Wärtern war es ge 1 ungen, die an-

fäng 1 i ehe So 1 i darität der Gefangenen 
zu zerschlagen, so daß letztere, ohne 
Rücksicht auf ihre Mithäftlinge, nur 
noch nach eigenem Vorteil strebten. 

Ein Teil der Wärter war grausam und 
durch seine Macht korrumpiert, ein 
Te i 1 tat scharf aber korrekt seinen 
Dienst, und einige versuchten, den Ge­
fangenen zu helfen und deren Los zu 
erleichtern. Diese, aus der Sicht der 
Gefangenen 'guten Wärter', setztensich 
aber nie für die Gefangenen ein, wi­
dersprachen nie den scharfen Anordnun­
gen der 'schlechten Wärter' und be­
schwerten sich nie beim Gefängnisdi­
rektor (Leiter des Experiments). Sie 
schienen die Gefangenen zu benutzen, 
um ihr eigenes Selbstbild im besseren 
Licht erscheinen zu lassen. Tatsäch-
1 i eh verkrafteten sie die Gefängnis­
situation besser als die 'schlechten 
Wärter', da sie sich einerseits deren 
Anordnungen nie widersetzten und an­
dererseits die Gefangenen durch ihre 
Freundlichkeit von der Rebellion ab­
hielten." 

Das Experiment wurde wegen der zu star­
ken Realitätsnähe von dem erschrocke­
nen Leiter bereits nach sechs Tagen 
abgebrochen. 

Eine dergestalt tägliche Konfrontation 
zwischen Aufsichtsdienst und Häftlin­
gen 1 iefert a 1 so keinen guten Boden 
für einechtesVerständnis der jeweils 
anderen Seite. Eine ähn 1 i ehe Ei nschrän­
kung gilt auch für einen Bericht über 
die Gefangenensubkultur von Seiten der 
Ans ta 1 ts 1 eitung. Auch diese ist Partei , 
und der Vorteil, daß sie nicht so sehr 
in die dauernde Konfrontation einge­
spannt ist, schlägt in Nachteil um, 
weil sie dadurch auch von vie 1 erl ei 
Alltagserfahrung abgeschnitten ist. 

Jedoch darfmanbei aller Betonung der 
gegenseitigen Abneigung und Verachtung 
und sozialen Distanz nicht verkennen, 
daß Wärter und Bewachte sich in ihren 
Handlungssystemen gegenseitig bedin­
gen, in ihrem Selbstverständnis von­
einander abhängig sind und dank der 
Tatsache, daß sie sich gemeinsam hin­
ter den gleichen verschlossenen Türen 
bewegen, auch zu mancher nicht einge­
planten menschlichen Interessenver­
knüpfung gelangen. 

- dt -
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Bei der handgrei f1 i chen Auseinander­
setzung zwischen Justizbediensteten 
und sechs Häftlingen ... in der Untersu­
chungshaftanstalt Moabit sind nach An­
gaben mehrerer Anwälte auch Häftlinge 
verletzt worden . Wie die Anwälte ... .. 
gestern mitteilten, seien sechs Unter­
suchungshäftlinge "von etwa 30 bis 50 
Anstaltsbediensteten regelrecht ver­
prügelt" worden. 

Der Untersuchungshäftling Ti 11 Meyer 
habe infolge eines Fußtritts eine Na­
senbeinfraktur erlitten, Andreas Vogel 
sei am Fußgelenk verletzt worden. Auch 
a 11 e übrigen Mandanten hätten schmerz ­
hafte Verletzungen davongetragen. Zu 
den Handgreiflichkeiten war es gekom­
men, nachdem die Anstaltsleitung das 
Spiel von sechs Häftlingen mit einem 
selbstgefertigten Ball während der 
Frei stunde untersagt hatte. DieAnwäl te 
kündigten an, sie würden im Namen ihrer 
Mandanten gegen die an dem Vorfa 11 be ­
teiligten Anstaltsbediensteten Straf ­
anzeige wegen Körperverletzung im Amt 
erstatten. 

BERLI NER MORGENPOST 
Zahl reiche Mängel im Berliner Straf­
vollzug beanstandeten in einem Anhö­
rungsverfahren vor dem Justizausschuß 
... die Sprechervon sechs Organisatio­
nen, diefreiwillig Vollzugshilfe lei ­
sten. Oer Hauptvorwurf: Konzeptions ­
losigkeit, die zu einer Desorientierung 
der Vo 11 Zugsbeamten führe und mange 1 nde 
Koordination unter den Strafanstalten. 
"Zur Zeitweiß niemand, wohin die Reise 
eigentlich gehen soll", umschrieb de r 
Vorsitzende des Arbeitskreises Sozia­
les Training, Dr. Krämer, das Problem. 

Weder der ressortübergreifende Pl a­
nungsbericht des Regierenden Bürger­
meisters noch die Strafvollzugsordnung 
wü rden eingehalten . So sei etwa der 
gesetzlich f ür j eden Strafgefangenen 
vorgeschriebene Vollzugspl an i n 80 % 
der Fälle noch nicht aufgestell t wor­
den. Der Vorsitzende des Ar beitskre i ses 
Offent 1 i chke i t s vo 11 zug verwies vor a 1-
lem aufdiemangelhafte Ausbildung der 
Vollzugsbeamten und auf die unzurei­
chende Zah l von Sozialarbeitern , Thera­
peuten und Psychologen. 

Kritik übten die Strafvo ll zugshelfer 
auch an dem prakt i zierten System· der 
Entlohnung in den Anstalten. Di e ger in­
ge Bezahlung mindere die Arbeitsmoti­
vation und verhindere , daßdi e Häftli n­
ge ihre Familie unterstützen könnten. 

FrankfurterRIIIldschau 
In Hanau hat ein Pol izist e inen Jungen 
leichtfert i g erschossen. Das ist keine 
bedauerl iche Panne und auch nicht nur 
ei n tragischer Unfall. Di esertödliche 
Schuß beweist erneut, daß di e Ausbil­
dung der Polizisten unzulänglich ist 
und immer noch obrigkeitsstaa t liche 
Ziele verfolgt . Viele Staatsdiener sind 
nachwie vor überzeugt davon, daß Ruhe 
die erste Bürgerpflicht ist. Wer Unruhe 
stiftet, wird mit Gummi knüppel oder 
Waffe zur Räson gebracht. Ande r s ist es 
doch nicht zu erklären, daß Polizisten 
- wie in Hanau geschehen - mit entsi ­
cherter Pistole nächt l ichen Ruhestö­
rern zu Leibe rücken und bei der erst en 
Gelegenheit gezielt feue r n. 

Ein Polizist, der so nervös reagiert 
und fahrlässig schießt, darf ni cht län­
ger eine Waffe tragen . Und der Staats­
anwalt sollte auch kei n wo hlwollendes 
Verständnis für den Todesschützen auf­
bringen. Da Polizisten ii'Mler wieder 
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leichtfertig feuern, sindweitere Kon­
sequenzen erforderl i eh. Die Verant­
wortlichen müssen den Ordnungshütern 
einhälllllern, daß sie nur in äußersten 
Notfällen auf Men sehen schießen dürfen. 
Außerdem ist gründliches Umdenken bei 
derAusbildungnötig. Aufgabeder Poli ­
zei in einem demokratischen Rechtsstaat 
ist der Schutz des Bürgers und nicht 
die Durchsetzung von 11 Ruhe und Ordnung 11 

um jeden Preis, wie in obrigkeitsstaat­
liehen Tagen. 

Die Anhänger einer Legalisi erung des 
Todesschusses aber sollten nachdenk­
lich werden. DieHemmschwellewürdebei 
manchem Polizisten weiter herabgesetzt 
werden, wenn die geplante TodesschuB­
Regelung Gesetz würde. (dc) 

I=§= 
...... Seit dem 1. Januar 1977 ist ein 
neues Strafvollzugsgesetz in Kraft. Von 
allen Parteien des Bundestages verab­
schiedet- gegen den Willeneiner ver­
ständnislosen Öffentlichkeit ... 

Statt bloß zu verwahren, soll die Zeit 
der Haft zur sinnvollen Wiedereingl ie­
derung in die Gesellschaft genutzt wer­
den. Der Justizsenator aber erklärt 
ö f f e n t 1 i c h , i hm f eh 1 e n d i e Mö g 1 i c h k e i -
ten, das Gesetz durchzuführen . . . 

Der Anstaltstherapeut aus 11 Tege 1", Dr. 
He i nri eh Kremer, vermißt eher den guten 
Willen, die "soziale Phantasie und ein 
bißchen Menschlichkeit." Die Justizist 
11 chaotisch-bürokratisch und ich kann 
nicht erkennen, daß sich jetzt etwas 
an diesem Mißmanagement geändert hat. 
Menschlicher Vollzug ist der effekti­
vere ...... 

Das war öl ins Feuer gegossen: "Die 
verantwortliche Verwaltung schwebt da 
oben i rgendwo am Rathaus Schöneberg 
und hat keine Ahnung von der Praxis", 
höhnte es aus dem Plenum. Beifall für 
Dr. Stark, den Leiter der Strafvoll­
zugsans ta 1 t Hamburg- Fuh 1 sbütte 1 , der 
den richtigen Ton traf: "Es gibt einen 
Sadismus der äußersten Korrektheit ... " 
Joachim Jetschmann als Vertreter der 
Beamtenschaft demonstriert Ratlos i g­
keit: "Vorerst passiert nichts in Te­
gel, in der Lehrter Straße und in der 
U-Haft Moabit ... 11 

l~en"l man den Aussagen di eses Abends 
trauen darf, ist das Jertrauenzwi ­
schen Verwaltung und Beamten im Voll ­
zug gestört. Viele fürchten Nachteile , 
wenn sie unbequeme Fragen stel l en . Der 
Senat beklagt sich über zu wenig Reso­
nanz auf seine Bemühungen. Ältere Beam­
te, die den neuen Kurs nicht mitmachen 
wo 11 ten, mußten ersetzt werden. Die 
Kommunikation hinter den Gefängnis­
mauern ist umständlich... (G) 

SUdf1eutsdle Zeitunq 
01e ~rage,obauch zu lebenslänglichen 
Frei hei tsstra fen verurtei 1 te Gefangene 
Urlaub aus der Haft bekommen sollen , 
stand im Mittelpunkt der Beratungen 
der Norddeutschen Justizminister-Kon ­
ferenz in Bremen. Dabei vertraten die 
Minister und Senatoren der Strafvoll­
zugsgemeinschaft Bremen, Harnburg und 
Schleswig-Holstein nach Angaben von 
Bremens Justizsenator Kahrs {SPD) "in 
der Tendenz" die Ansicht , daß bei "ge­
eigneten Häftlingen'' gemäß dem Straf­
vo 11 zugsgesetz nach zehn Jahren ein 
Urlaub zu befürworten sei. Nach dem 
Gesetz sind ein Regelurlaub von 21 Ta­
gen unter bestimmten Auflagen und ein 
Sonderurlaub von sieben Tagen aus be­
sonderem Anlaß vorgesehen. In Berlin 
und Niedersachsen wird der Urlaub für 
11 Lebenslängl iche" teilweise schon 
praktiziert. (dpa) 

DER 11\GESSPIEGEL 
Der Erste Senat des Bundesverfassungs­
gerichts wird am 22. März in mündlicher 
Verhandlung die lebenslange Freiheits ­
strafe unter verfassungsrechtlichen 
Gesichtspunkten prüfen. Ausgangspunkt 
der Verhandlung ist ein Vorlagebeschluß 
des Landgerichts Verden. Das Verdener 
Gericht hatte einen Mordprozeß unter 
anderem mit der Begründung ausgesetzt, 
eine lebenslange Freiheitsstrafe ver­
stöße gegen die im Grundgesetz verbürg­
te Menschenwürde, da Lebenslänglich 
totalen Freiheitsentzug bedeute. 

In der Verhandlung sollen zunächst 12 
Sachverständige zu dem Zentralthema 
"Haftschäden durch den Vollzug der 1 e­
benslangen Freiheitsstrafe" gehört 
werden . .. 
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MUNDGERUCH 

Die Landwirtschaftskammer weser-Ems 
teilte dieser Tage mit, daß Hühner mit 
"Mundgeruch" auch übelriechende Eier 
legen. Jetzt weiß man also, wer und was 
hinter so manchem "faulen 11 Frühstücks­
ei steckt. Vielleicht stößt die Zahn­
pasta- und Mundwasserindustrie in die­
se neue Marktlücke? Gut wäre das schon, 
denn schließlich geht es hier nicht 
nur um das den Menschen heilige Früh­
stück, sondern auch um das Liebesleben 
der Hühner. Wer schnäbelt schon gern 
mit einer Henne, die aus dem Kropf 
stinkt? Einealte menschliche Weisheit 
besagt schon: Mundgeruch ist schlimmer 
als sächsisch . 

GOTTES MEISTERWERK BLEIBT BEDECKT 

Mit sechs Stimmen gegen eine hat der 
Magistrat der Stadt Miami Beach in 
Florida beschlossen, Frauen auch künf­
tig das BH-freie Sonnenbaden an den 
stadteigenen Stränden zu verwehren. Er 
lehnte damit einen Antrag ab, der zwei 
Wochen zuvor vom Fremdenverkehrsamt der 
Stadt unter Hinweis auf die zu erwar­
tende Zugkraft der Oben-ohne-Bade­
strände auf Touristen gestellt worden 
war. Die einzige Gegenstimme wurde von 
dem den Antrag unterstützenden Stadt­
rat Phil Sahl abgegeben. "Gottes Mei­
sterwerk ist eine gutgebaute Frau, und 
Sie, Herr Bürgermeister, sollten sich 
dieser Sache annehmen 11

, erklärte er in 
der Sitzung. "Wennwir wie Kalifornien 
oder einige der Inseln über abgeschie­
dene Badestrände verfügten, würde ich 
mich nicht daran stören", erwiderte 
der Bürgermeister. 

QUERBEET 

RICHTER KRITISIERTE DAMENHOSEN 

Ein offenbar allzu sehr in alter Tradi­
tion verwurzelter englischer Richter 
hat in London eine 22jährige Journali ­
stin aus dem Gerichtssaal weisen las­
sen, weil sie Hosen trug. "DerRichter 
sagt, daß er Sie hier nicht sehen will, 
wenn Sie sich nicht dazu entschließen 
können, einen Rock anzuziehen", teilte 
ein Justizbeamter der verblüfften jun­
gen Dame mit. Dadie Journalistin über 
den Prozeß berichten mußte, tat sie, 
wie ihr geheißen und kehrte nach kur­
zer Zeit im Rock zurück. 

ICH FAHRE NUR BEI BLAU 

"Ich bin Kraftfahrer. Egal, ob die Am­
pel Rot, Gelb oder Grün zeigt, ich fah­
re nur bei Blau!" Das versicherte ein 
Autofahrer den verblüfften Polizeibe ­
amten, die in Aachen einen Unfall auf­
zunehmen hatten . Der Mann war auf einer 
Kreuzung mit dem Auto einer Frau zu­
sammengestoßen. Die Vermutung der Po­
lizeibeamten, daß der Unfallfahrer 
selber "blau" sei, bestätigte sich 
nicht. Jetzt soll geklärt werden, ob 
er farbenblind oder geistesgestört 
ist. 

TOTER STIRBT VOR SCHRECK 

Ein reicher Viehzüchter der kleinen 
kol umbianischen Ortschaft Acacias, 
dessen Tod von den Ärzten festgestellt 
worden war, ist während der Trauerfeier 
wieder zum Leben erwacht. Wenig später 
starb er jedoch vor Schreck dann wirk­
lich. 
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WILDSAU UNTERM STAMMTISCH 

Einen mutterlos im Jagdrevier umher­
irrenden Frischling hat sich ein 62-
jä.hri ger Jäger aus Kordel (Kreis Trier­
saarburg) zum "Stammtischkumpel" ge­
zähmt. In einer Gaststätte des Eitel­
orte s liegt der auf den Namen "Hansi" 
hörende Keiler nach Augenzeugenberich­
ten oft stundenlang unter dem "Jäger­
stammtisch" und wartet seelenruhig auf 
Herrchen. Daheim kauert Jas bereits 
75 Pfund schwere Tier an langen Winter­
abenden mit Vorliebe neben dem Fern­
sehsessel und nascht Süßigkeiten. Auch 
hat sich der Keiler nach dem Beri,cht 
des Jägers auf der Jagd als nützlicher 
Begleiter erwiesen. Dem an der Leine 
geführten Keiler entgeht in den Wäl­
dern keine frische Fährte. 

MOTTEN IN DER SPARBUCHSE 

Den verstand zu verlieren glaubte ein 
mexikanischer Geschäftsmann, als er 
entdeckte, daß seine Ersparnisse von 
5 Millionen Pesos von Motten aufgefres­
sen worden waren. Mangels Vertrauen in 
die Banken hatte er vor 75 .J?flh:r:en d.'amit 
begonnen, sein erspartes Geld in eirler 
Kassette zu verwahren. Der Tod seines 
Enkelkindes brachte für die FamiJie 
nun unerwartete Ausgaben: Beim Öffnen 
seiner Kassette fand der Mann nur noch 
ein Bündel total zerfressener G~ld­
scheine vor. Lediglich einige Gold­
stücke waren unbeschädigt geblieben . 

Ein ungewöhnlicher tJberfall ereignete 
sich in einer Sparkassenfiliale in 
Flör shei m (Main-Taunus-Kreis). Wie die 
Polizei mitteilte, war ein 27jähriger 
Mann an den Schalter gekorrunen und hat­
te der 20 Jahre alten Kassiererin einen 
Zettel mit der Aufschrift : "Dies ist 
ein tJber fall, verhalten Sie sich ~uhig 
und lösen Sie keinen Alarm aus" vorge­
legt und 40.000 Mark geforde!t· Die 
20jährige Frau erklärte dem Mann see­
lenruhig, sie habe soviel Geld nicht 
in der Kasse. Außerdem könne sie dar­
über nicht eigenmächtig entscheiden, 
sondern müsse erst den Filialleiter 
fragen. Daraufhin verließ der schüch­
terne Täter unverrichteter Dinge die 
Sparkasse. Kurze Zeit später stellte 

er sich der Polizei, weil er glaubte, 
identifitJiert worden zu sein. Bei sei­
nem Verhör gab der 27jährige zu, be­
reits vorher eine VOlksbankfiliale in 
Flörsheim "überfallen" zu haben. A,uch 
dort sei er jedoch wieder gegangen, 
nachdem die Kassiererin ihn überhaupt 
nicht beachtet habe. Der Mann, der nach 
Darstellung der Polizei seit Monaten 
vergeblich eine Arbeit suchte, wurde 
vorläufig festgenommen . 

BANKRAUB SCHEITERTE AN HANDSCHRIFT 

An seiner schlampigen Handschrift 
scheiterte in New York ein 23jähriger 
Bankräuber. Der junge Mann hatte über 
den Schalter der European American Bank 
einen Zettel geschoben, der besagte, 
es handle sich um einen tJberfall. Die 
Kassiererin schal t;ete schne~l. Sie sag­
te, sie könne das n.icht en·tziffern, und 
er möge et'was deutlicher schreiben. 
Währerld der Räuber einen neuen Zettel 
schrieb, betätigte diß Ktissiererin den 
Alarmknopf, der die Bank.mi t der Poli­
zei verbindet. Di~ Polizei war bald 
zur Stelle und nahm den verhinderten 
Räuber fest. 

AUTO MIT SCHNEE~ÄLLEN BEZAHLT 
-----------------~-----------

Das Geschäft ging schlecht, es schneite 
unaufhÖrlich, und die Autohandlung 
Cartelli Pontiac Co. in Holyoke im US­
Bundesstaat Massachusetts suchte nach 
Ideen, U171 ihren s'chleppenden Absatz 
anzukurbeln. "Warum geben wir unseren 
Kunden nicht einen Do1lar Rabatt für 
jeden Schneeball, den sie mi t.bringen ", 
schlug ein Mi tarbej. ter vor. Seine Kol ­
legen waren begeistert. Doch nach dem 
Besuch von Mrs. Paquette war die Be­
geisterung verflogen: Martha Paquette, 
ihr M~n, ihre drei Kinder und ihre 
Nachbarn hatten si9h in dieser Woche 
eisige Finger geholt, als sie S~hnee­
ball um Schneeball formten. Nach 1834 
Schneebällen hatte die Familie genug. 
Sie packte die Kugeln in den Kofferraum 
ihres Wagens und fuhr zum Aat;ohaus 
Cartelli. Mit betretenen Gesichtern 
mußten die Verkäufer zusehen, wie Mrs . 
Paquette einen 1969er Pontiac Catalania 
mit 1834 Schneebällen bezahlte. Den 
Differenzbetrag von 61 Dollarentrich­
tete die einfallsreiche Hausfrau in 
bar. Das Autohaus hat inzwischen das 
Sonderangebot gestrichen. 
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ichte --- berichte --- berichte --- berichte --- berichte --- beri 

aus dem 

. abgeordnetenhaus 
~l~!!J~-~nfr~g~-~!:.:._!~~g des Abgeordneten Dieter Hoffmann (SPD ) vom 10.2.1977 über 

Arbeitsentgeltabrechnungen in den Berliner Justizvoll­
zugsanstalten. 

Frage 1) Ist dem Senat bekannt, daßin den Berliner Justizvollzugsanstalten die 
Durchführung der Errechnung des Arbeitsentgelts nach einem System ein­
geführt wurde , dasbereits lJ111 die Jahrhundertwende von der freien Wirt ­
schaft abgeschafft worden ist? 

Frage 2) Billigt der Senat diese personalaufwendige und wenigeffektive Methode? 

Frage 3) Ist dem Senat bekannt, daß derartige Berechnungen auch über ADV-Anla­
gen durchgeführt werden können? 

Frage 4) Billigt der Senat, daß zur Einführung der Arbeitsentgeltabrechnungen 
wegen fehlender Verwaltungskräfte VollzugsbeaADte aus anderen Bereichen 
des mittleren Dienstes abgezogen werden mußten, wodurch der Vollzugs­
dienst zusätzlich belastet wurde? 

~~~~2r~-Q~~-~~~~~~-Y2ill_g~.:.f.:.!~ZZ 

Zu 1: Die Entscheidung, unter welchen Modalitäten das Arbeitsentgelt den Gefan-
genen auszuzahlen ist, fiel bundeseinheitlich erst so spät- nämlich im 

letzten Quartal 1976 -, daßbi szudem Beginn der Umstellung am 1.1.1977 auf das 
neue Verfahren nicht mehr genügend Zeit verblieb, die mit der Automatisierung 
des Buchungsverfahrens zusammenhängenden Fragen absch l ießend zu prüfen. 

Das in den Anstalten eingeführte Durchschreibeverfahren ist auch fUr den späte­
ren Einsatz von Maschinen geeignet. Für die Abrechnung des Monats Januar 1977 
wurden in der Strafanstalt Tegel 5 Bedienstete, in der UHAA Moabit 4 Bedienstete, 
in der Jugendstrafanstalt Plötzensee 2 Bedienstete, in der VA DUppel 2 Bedien­
stete , in der VA für Frauen und in der JAA Neukölln je 1 Bediensteter eingesetzt. 

Zu 2 und 3: Dem Senat ist bekannt, daß derartige Berechnungen Uber ADV-Anlagen 
durchgeführt werden können. Oie Senatsverwa 1 tung für Inneres prüft 

z.Z. die Inanspruchnahme von ADV-Anlagen bzw. denEinsatzvon Buchungsautomaten. 
Der Abschlußbericht des Senators für Inneres liegt noch nicht vor. 

Zu 4: Im Rahmen der Neuregelung des Abrechnungsverfahrens wurden lediglich in 
der Strafanstalt Tegel für die Abrechnung des Monats Januar vorübergehend 

zwei Beamte des Werkdienstes eingesetzt, da in dieser Anstalt der größte Arbeits­
anfall auftreten mußte und der durch das veränderte Verfahren entstehende Zeit­
aufwand bei der erstmaligen Anwendung noch nichtabzusehen war. Die Arbeits- und 
Ausbildungssituation in den Werkstätten der Strafanstalt Tegel wurde durchdiese 
Maßnahme nicht beeinträchtigt. 

Klaus Schütz 
Reg.Bürgermeister 

Prof. Dr. Jürgen Baumann 
Senator für Justiz {LPD) 
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mitgeteilt 

Oie GALERIE KUNSTHÄUSLE stiftet in die­
sem Jahr erstmals den 11 Kulturpreis für 
Strafgefangene .. in der Bundesrepublik 
Deutschland. Oie hiermit erfolgende 
Ausschreibung des Preises, der mit 
1.000 DM dotiert ist, gilt für Arbei­
ten zum Thema ••oer Mensch.. im gesam­
ten Bereich der bildenden Kunst (also 
insbesondere Mal-, Modellier- und 
Schnitzarbeiten). 

Teilnahmeberechtigt ist jeder bzw. je­
de Strafgefangene in der Bundesrepu­
blik Deutschland. 

Diese Ausschreibung, die sich von nun 
an jährlich wiederholen wird, ist als 
Beitrag zur Förderung kreativer Betä­
tigung von Strafgefangenen gedacht 
und erfo l gt im Einvernehmen mit der 
Bundesregierung. 

Die Künstler werden gebeten, höchstens 
zwei Arbeiten einzureichen. A 1 s Vor­
aussetzung zurTeil nahme am Wettbewerb 
darf es sich bei den Teilnehmern um 
keine Strafgefangenen handeln , die nur 
zu einer kurzen Freiheitsstrafe ver­
ur teilt wurden. Als 11 kurze Freiheits­
strafe .. wird eine Verurteilung von ei ­
nem halben Jahr angesehen . 

Einsendeschluß ist der 10.10.1977. Die 
Prei svergabe erfolgt am 6. 11.1977. 

Hier die Anschrift: 

Ga l erie Kunsthäusle, Lindenstraße 31, 
7700 Singen . 

BRIEFKONTAKTE -------------
Wie uns ein Lesermitteilt, können sich 
alle diejenigen, die Briefkontakte su­
chen, an die 

DEUTSCHE WELLE, Postfach, 5000 Köln 

wenden und um Zusendung der Korres­
pondenzliste bitten. 

An dieser Stelle möchte die Redaktion 
des 1 lichtblick• noch einmal darauf 
hinweisen, daß es ihr aus technischen 
Gründen nichtmöglich , ist Briefkontak­
te zu vermitteln bzw. dementsprechen­
de Inserate aufzunehmen. Wirbitten um 
Ihr Verständnis. 

FILM-ANKüNDIGUNG ----------------
Am 16.4 . 1977 wird in der Strafanstalt 
Tegel der Film 11 0er Gnadenlose .. ge­
zeigt. 

Ein spannender Kriminal-Film, in dem 
RayP~tQnd Burr - bekannt aus der Fern­
sehserie 11 0er Chef .. - die Hauptrolle 
spielt. 

Nachdem bereits seit längerer Zeit in 
der Teilanstalt III Psychologen aus dem 
Haus IV (Teilanstalt IV) in der Grup­
penarbeit nach Art des Sozi alen Trai­
ning, wie es in der Teilanstalt IV 
stattfindet, tätig sind , sollen solche 
Aktivitäten mit den Insassen auf An­
ordnung des Senators für Justiz, Prof . 
Dr. Jürgen Baumann, auch in der Teil ­
anstalt II begonnen werden . Ab sofort 
sind mit dieser Aufgabe eine Diplom­
psychologin und ein Sozialarbeiter 
der Teilanstalt IV zusätzlich neben 
ihren dortigen Verpflichtungen zwei ­
mal wöchentlich betraut. 

Wir nehmen die Bemühungen des Senators , 
auch in den Teilanstalten, in denen 
immer noch der sture Regelvoll zug al ­
ten Stils prakti ziert wird, im Rahmen 
des Möglichen das neue StVoll zG anzu­
wenden, erfreut zur Kenntnis. - ge -
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11 . 3o Uhr - Mittagszeit! In den Teil­
anstalten der JVATegelwird das Essen 
erwartet. Alles verläuft normal, wie 
an jedem Tag. Normal heißt in diesem 
Falle: Es wird erwartet, wobei die 
Betonung auf Warten (!) 1 i egt. Warum 
auch nicht? überall muß man heutzuta­
ge warten. Wesha 1 b so 11 te es ausgerech­
net denen, die im Namen und auf Geheiß 
der rechtschaffenen Bürger unseres 
freiheitlichen Staatswesens als Ge­
setzesübertreter und Ordnungsstörer 
eingesperrt sind, besser ergehen? Ganz 
abgesehen davon, daßsowieso a 11 es, was 
sich im Bereich der Justiz abspielt, 
viel Zeit und Geduld erfordert. 

Also: Warten und nochmals warten! End­
lich, als einige sich bereits fragen, 
ob vie 11 eicht von der Kücheein Fasten­
tag oderHungerstreikverordnet wurde, 
von dem nur sie - die Betroffenen -
nichts erfahren haben, ro 11 t der Essen ­
wagen mit den zerbeulten Kübe ln heran. 
Trotz Hunger und Warten: Kaum einer 
(um nicht zu sagen: niemand) hat Grund, 
sich auch bei bescheidenen Ansprüchen 
über den Inhalt in den Trögen zu freu­
en. Wenn nicht versalzen, so ist es 
fad und geschmacklos, waseinem in die 
Plastikschüssel "geklatscht" wird. 
Wenn aber nicht fad, so doch versalzen. 
Ein wenig Maggisoße, etwas Gemüse aus 
der Konserve, faule und uralte Kartof­
feln und ein winziges Stückehen zähes 
Fleisch (das Vieh scheint bei seiner 
Schlachtung bereits in sehr betagtem 
Alter gestanden zu haben), das regel­
mäßig ka 1 t ausgete i 1 t wird, vermi sehen 
sich zu einem unbestimmbaren Brei. 
Das ist ein sonntägliches Festmahl! 
Noch weniger haben die "Diätler" zu 
lachen. Sie erhalten zur Feier des 
Sonntags ein Schüsselehen Rosenkohl 
und zwei Eierpfannkuchen. Von den ge­
wöhn 1 i chen Werk tagen wo 11 en wir gar 
nicht schreiben. Es ist "unbeschreib­
lich"! 

In dem Vorangegangenen ist bereits 
zweierl e i über die Verpflegung der 
Tegeler Häftlinge gesagt: Sie läßt auf 
sich war ten und istschlichtweg misera­
bel. Niemand hier erwartet ein Gala ­
Diner aus dem Hilton-Hotel. Aber wenn 
schon bundesdeutsche Strafanstalten 
wie z.B. Hamburg-Fuhlsbüttel, Frank­
furt/M., Darmstadt u.a.m. mit ihrer 
weitaus besseren und vitaminreicheren 
Verpflegung kein Maßstab für die Ber-
1 iner Justiz sind, so könnte es doch 
wenigstens - in puncto Verpflegung -
die UHAA Moabit sein. Auf dem Verpfle­
gungssektor jedenfa 11 s ist diese An­
stalt im Vergleich mit Tegel zwar kein 
"Schlemmerlokal", aber doch eine gut­
bürgerliehe Küche. Der Unterschi ed mag 
sicherlich auch darauf zurückzuführen 
sein, daß die Bediensteten in Moabit 
aus derselben Küche mit dem gleichen 
Essen versorgt werden wie die Inhaf­
tierten. In Tegel aber wird nur für 
die Gefangenen gekocht. Verständlich, 
daß hier die Bediensteten gern auf 
diesen "Fraß" verzichten und 1 ieber 
ihre mitgebrachten Stullen verzehren . 

Die Spatzen pfeifen es von den Dächern , 
nicht nur in Berlin, sondern auch in 
Westdeutsch 1 ands e i nsch 1 ägi gen Kre i­
sen, daß das Essen in der JVA Tegel 
bekanntermaßen und außergewöhnlich 
schlechter ist als in anderen Haftan­
stalten. Tegel würde sozusagen zwei ­
fellos den "Grand-Prix-Negativ" er­
halten, gäbe es einen kul i nari sehen 
Wettbewerb unter den deutschen Straf­
anstalten. Wer glaubt im Ernst, daß 
ausgerechnet nur die Senatsverwaltung 
für Justiz in Berl in davon keine Kennt­
nis hat? 

Der Insasse, der weder in der Küche 
beschäftigt ist noch überausreichende 
Mittel verfügt, um sich auf eigene Ko­
sten zu recht hohen Preisen beim mo­
natlichen Einkauf aus alten Beständen 
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der Firma Neckermann mit Zusatznahrung 
zu versorgen, kann weder so recht 1 eben 
noch sterben. Das liegt nicht allein 
daran, daß man u.U. in der Schusterei 
aufeinenausgebildeten Koch und in der 
Küche auf einen Schuster trifft. Dar­
aus ließesichhöchstens erklären, wa­
rum so oft zähes Leder auf dem Speise­
plan zu finden ist. Apropos Speiseplan: 
Wer ihn liest, könntedenken: Garnicht 
so übel . Aberauch hier zeigt sich, wie 
geduldig Papier ist. Die Wirklichkeit 
sieht anders aus. Was der Gefangene 

Ein arges )chelmenstück hatte sic.n d1e 
Senatsverwaltung für Justiz beinahe 
zum Osterfest gegenUber den 1 nsassen 
der Berline · Strafanstalten geleistet. 
Kein Osterei, sondern ein regelrechtes 
Kuckucksei wollte sie den Unbemittelten 
an Kontakten nach "draußen" unter den 
Strafgefangenen ins rauhe, harte Nest 
ihrer Zellen legen. 

Dreimal im Jahr darf der Gefangene in 
der Haft ein Paket empfangen, schließ­
lich ist man auch bei der Justiz kein 
Unmensch: zu seinem Geburtstag (damit 
er das Altern nicht so schwer nimmt), 
zu Weihnachten (weil es das "Fest der 
Liebe" ist - na bitte!) und zu Ostern 
(wei l ..... ? Ja warum eigentlich nicht 
auch zu Pfingsten?!). Bisher durften 
in diesem Paket "Genußmittel" bis zu 
einem Wert von 40,-- DM bzw. 60,-- DM 
(zu ~leihnachten!) enthalten sein. Als 
"Ger~ui3mitte 1" gelten in der Sprachre­
ge 1 ung der Justizbehörden Tabak, Kaffee 
und Tee. 

\4er kein Paket zu erwarten hatte, durf­
te statt dessen für den entsprechenden 
Betrag von seinem Guthaben einen Son­
dereinkauf tätigen . 

Doch: Alles neu sollte der April ur­
sprüng 1 i eh machen. Mit Berufung auf 
das hochgelobte neue Strafvollzugsge­
setz (wer eigentlich hat noch Veran-

täglich vorgesetzt bekommt . ist minder­
wertig, dürftig und ohne Abwechslung. 
Auf Sauberkeit und Hygiene beim Aus­
teilen des Essens wird ebenfalls in 
keiner Weise geachtet (siehe auch Le­
serforum). 

Ein Lösungsvorschlag: Auch in Tegel 
e i ne gemeinsame Küche für Bedienstete 
und Gefangene. Kommentar eines Bedien­
steten hierzu im Wortlaut: "Für diesen 
Fraß ist jeder ausgegebene Pfennig be­
reits ein Pfennig zuviel!" - dt -

t'> sung, es zu loben?), hatte man s1ch 
e1ne böse Osterüberraschung für die 
in Berl in einsitzenden Strafgefangenen 
ausgedacht. Ab Ostern dieses Jahres 
sollten sie nur noch bis zum Wert von 
höchstens 26,-- DM die oben erwähnten 
"Genußmi tte 1" einkaufen oder empfangen 
dürfen. Paketempfänger hätten dabei 
zwar andere Waren als Tabak, Kaffee 
und Tee in unbegrenztem Wert empfangen 
dürfen; für sie wäre nur das Gewicht 
des Paketes auf 5 kg beschränkt gewe­
sen. Diejenigen aber, die auf einen 
Sondereinkauf angewiesen sind, weil 
sie kein Paket erhalten, wären ganz 
schön "betrogen" worden. Sie hätten 
nur noch für insgesamt 26,-- DM ein ­
kaufen können, gleichgültig, ob sie 
ausschließlich "Genußmittel" kaufen 
oder auch noch andere Waren hätten er­
werben wollen. 

Wo hätte man nach einer Erklärung für 
diese offensichtliche Benachteiligung 
sehr vieler Insassen suchen dürfen? 
Hie für 26,-- DM "Genußmittel" und zu­
sätzl i eh wertmäßig unbegrenzt andere 
Waren- da für nur 26,-- DM Gesamtein ­
kauf alles in allem. 

Selbstverständlich wären durch eine 
derartige Praxis "illegale'' Geschäfte, 
vornehmlieh mit Tabak und Kaffee, zu 
überhöhten Preisen unter den Insassen 
gefördert und begünstigt worden. Aber 
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diese Art von "Konjunkturspritze" 1 äge 
wohl kaum im Interesse der Mächtigen 
in diesem besonderen Gewaltverhältnis 
einer Strafans talt. Was aber dann? 

Tatsache wä re gewesen : Ein Te i 1 der In­
sassen hätte di e Möglichkeit gehabt, 
ei n Paket zu empfangen oder den dafür 
notwendigen Be recht i gungssche in an 
entsprechende Interessenten zu verkau­
fen (lohnend, versteht sich) . Ein an­
derer Tei 1 hätte diese Mögli chkeit 
nicht gehabt und hätte Waren oder Be­
rechtigungsschein von den ersteren 
kaufen müssen (teuer zwar, aber immer 
noch besser, a 1 s für 1 ächerl i ehe 26, -­
DM regulär e i nzukaufen), um sich auf 
diese \~eise auch ein kleines Osterei 
dnstelle des Kuckuckseis gönnen zu 
können. 

Dabei ist wirklich nicht einzusehen, 
weshalb nicht auch Strafgefangene in 
Berl in - wenn man schon von Reformen 
im Strafvonzug spricht -, noch dazu 
von ihreme i genen Geld,zuden 
großen Feiertagen des "christlichen 
Abendlandes '' für einen höheren Betrag 
als 26, -- DM ( !) einkaufen dürfen. 
Eine solche ungerechtfertigte, wenn 
auch übliche Beschränkungpersönlicher 
Freiheiten hätte die si ch mehr und 
mehr einstellende Erkenntnis der Be­
troffenen verstärkt, daß da s Strafvoll­
zugsgesetz in jederHinsieht ein Firle­
fanz zu sein scheint, dem in der Be -

W1e aus gewöhnlich gut unterr ichteter 
Quelle zu erfahren ist, soll noch im 
Laufe dieses Jahres - voraussichtlich 
im Spätsommer oder Herbst - auf dem 
Areal der Tei lanstalt !V der JVA Tege l 
mit dem Ba u eines Ha 11 enschwimmbades 
begonnen werden. A 1 s Grundstück für den 
Ha 11 enbau mit e inem Schwimmbecken ohne 
Sprungturm, dafür jedoch mit einer 25-
Meter- Bahn, e inem Bereich für Nicht­
schwinvner und einem I-m-Sprungbrett, 
ist der Sportplatz des Hauses IV vor­
gesehen. So we rden Turnhalle und neue 
Schwimmhalle in unmittelbarer Nachbar­
schaft miteinander stehen. Die Finan­
zierung erfolgt z .T. aus bisher nicht 
genutzten Mitte 1 n des Justizsenats, 
der Freien Wohlfahrtsverbände, des 

hördenbürokratie keinerlei Bedeutung 
bei gemessen wird. So oder so deut et 
bereits vieles darauf hin, daß man 
sich bald mit einem Exemplar di eses 
Gesetzes ni cht mehr öffent l ich wird 
zeigen dürfen , ohne damit als Zyniker 
angesehen zu werden. 

Aber wem immer es zu verdanken i st : 
Kurz vor Fertigstellung unserer Zeit­
schrift erfuhren wi r , daß diese merk­
würdigen Pläne irgendwelcher Schreib­
tischakrobatennicht zur Ausführung 
gelangen. Es bleibt bei der alten Re­
gelung. Auch dieses Jahr kann ein Son­
dereinkauf zu 44,-- DM für das Oster­
fest getätigt werden, fallsde r Käufer 
kein Osterpaket von "draußen" e rhält . 
Die gemeinsamen Proteste und Ans t r en­
gungen einer großen Zahl von in de r 
JVA Tegel Inhaftierten, die u .a. e ine 
ausführliche Beschwerde in dieser Sa­
che an den Senator für Justiz und an 
den Anstaltsleiter , mit Abschriften an 
die Humanistische Union, den Petiti ons­
ausschuß , den "BERLINER TAGESS PIEGEL " , 
Frau Or. Ingeborg Drewitz und Frau 
Brigitta Wolff, gerichtet haben, si nd 
nicht ohne Erfolg geblieben . 

Diese Einigkeit bei derVertretung ge­
mei nsamer Interessen unter den Gefan­
genen würden sich viele häufige r wün­
schen als es leider bislang der Fall 
war. Ge 1 egenheiten undberechtigte An­
liegen gibt es mehr als genug! - dt -

Landessportbundes Berl in , der "Roten 
Hilfe" und aus Lottogeldern. 

Eine spontane Sammlung unte r den Be­
diensteten der Strafanstalt auf Anre­
gung des Persona 1 ra tes erbracht e be­
reits ein Startkapital von 1.324 , 76 DM. 

Nach Fe r tigstellung des Bauvorhabens 
im Herbst 1979 soll jeder Insasse di e 
Möglichkeit erhalten, alle 14 Tage für 
eine halbe Stunde zu schwimmen . Auch 
die Insassinnen der Frauenhafta nstal t 
in der Lehrter Straße erhalten e inmal 
im Monat Ge 1 egenheit zur Nutzung des 
Hallenbades. Obbei gleichze itiger Be­
nutzung durch männ 1 i ehe Insassen aus 
Tegel, steht noch nicht fest. - dt -
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tm Haus IV der Strafanstalt Tegel s ind 
40 Plätze für sog . "Freigänger", d. h. 
Insassen, die tagsüber außerha 1 b der 
Anstalt in der freien Wirtschaft a r­
beiten und nur zum Obernachten zurück­
kehren. Von durchschnittlich 7.oo Uhr 
bis 22.oo Uhr sind die Freigänger 
"draußen" und - nach einer relativ 
kurzen Obergangsphase - auch an jedem 
Hochenende. 

Da die Freigänger nicht in der Anstalt 
arbeiten und der Staat somit an ihnen 
kein Geld verdienen kann, müssen sie 
"Haftkosten" entrichten; sie müssen 
für Unterkunft und Verpflegung zahlen. 
Erst vor kurzer Zeit wurde der Haft­
kostensatz für die Freigänger auf mo­
natlich 153,-- DM angehoben! 

Wenn man bedenkt, daß die Freigänger 
in 4-~lann-Ze 11 en untergebracht sind 
-die zwar nicht nach dem Möbelkatalog 
von "Schöner Wohnen" eingerichtet, aber 
doch einigennaßen bewohnbar sind, in­
sofern die Bewohnernicht mit der Raum­
pflege auf Kriegsfuß stehen - , auf die 
"gute Ansta 1 tsverpfl egung" mehr oder 
weniger verzichten und ihnen nahege-
1 egt wird, sieh "draußen" auch noch 
ein Zimmer zu mieten, so ist das eine 
happige Summe, die der Staat von sei ­
nen Tegeler Freigängern kassiert. Be i 
ca. 20 Quadratmetern Raumfläche -fünf 
Quadratmeter für einen Insassen - ist 
das e in Quadratmeterpreis vonmehrals 
30,-- DM für eine Freigängerzelle! 

II Ich würde Dir am 1 i ebs ten den Fang-
schuß geben! 11 

- Eine erschreckende, 
aber nicht untypi sehe Äußerung und 

Es i st schon ein gehöriges Stück staat­
licher Anmaßung, wenn für den verord­
neten Zwangsaufenthalt hinter Gittern 
auch noch "Aufwandsentschädigung" ver-
1 angt wird -aber das wäre ein anderes 
Thema; wenn aber der Staat mehr a 1 s 
600,-- DM für einen vergitterten Raum 
(mit "Innentoil ette"!) von seinen Be­
wohnern einstreicht und als Verpfle­
gung ein Essen anbietet, nach dessen 
ersten zu sieh genoiTITienen Happen jedem 
wohlerzogenen Hund -sich das Fell 
sträubt, so erinnert das stark an die 
Zeiten der Feuda 1 herrschaft und ihr 
Unwesen. 

Das Thema Ausbeutung der Gastarbeiter 
durch Hausbesitzer, die ihren "Gast­
mietern" Unterkünfte anbieten, die 
nicht einmal das Wort "Wohnung" wert 
sind, ist viel diskutiert worden, und 
von staatlichen Stellen wurde Abhilfe 
versprochen; aber über die Wohnsitua­
tion und ihre finanzielle Seite bei den 
Tegeler Freigängern wird kein Wort ver­
loren. Die Senatsverwaltung für Justiz 
scheint das in Ordnung zu finden. 

Zu bemerken bleibt noch , daßdie Bemü­
hungen der Justizverwaltung, das ehe­
ma 1 i ge Krankenhaus an der Ma 1 teser­
straße in Lankwitz als Freigängerhaus 
zu erhalten, vorläufig gescheitert 
sind. Das Bezirksamt Steg 1 itz p 1 ant 
dort ein Heim für geistig Behinderte 
und psychisch Geschädigte e i nzuri ch­
ten. - ge -

. -
fast unglaublich, hätte der Schreiber 
dieser Zeilen sie nicht mit eigenen 
Ohren gehört. Wann? Wo? Von wem? Und 



====~~=~----:~---===:===~====================================================== 

5.34 'lichtblick' TE GEL INTERN April 1977 
=============================================================================== 

bei welcher Gelegenheit? 

Am Morgen des 25. März 1971, gegen 
9.3o Uhr, vor der Bäckerei der Straf­
anstalt Tegel. Der "Möchtegernschutze" 
war ein Just i zbedi ens teter, der a 1 s 
Fahrer des Brotwagens für die UHAA 
t~oabit Dienst tat. Die Äußerung fiel 
gegenüber einem Insassen der Strafan­
stalt, der sich aus der Bäckerei ein 
Weißbrot holen wollte . Vorangegangen 
war dem ein ~Jortwechsel zwischen den 
beiden, in dessen Verlauf der Justiz­
wächter am Lenkrad dem Gefangenen sei­
ne Vermutung kundtat, dies er sei ein 
Dieb . Wie das? Nun, aufdie Bitte eines 
Häftlings an den den Brotwagen beladen­
den Mitgefangenen, er möge ihm ein 
Weißbrot geben, wurde er von dem an­
staltsfremden Wärter ohne weitere Er­
klärung angebrüllt: "Das kommt gar 
nicht in Frage! Hier wird ni cht ge­
klaut! Deswegen bist Du wohl auch hier!'' 
Diese Unverschämtheit führte dann zu 
dem erwähnten Wortwechsel und zur For­
mulierung seines Herzenswunsches durch 
den Justizbediensteten. 

Im Zusammenhang damit darf der Leser 
wohl auf die Auffassung des justizpo­
litischen Sprechers der Berliner FDP 
hingewiesen werden, der nach Kenntnis 
deutscher Haftans ta 1 ten zu der Fest­
stellung kommt, daß die unheilvolle 
Frontstellung zwischen Inhaftierten 
und Bewachern charakteristisch für 
Berl i n-Tegel ist (siehe unser Inter­
view: "Parteien zum Strafvollzug'', 
Seite 9). Durch derartige Provokatio­
nen werden Gräben mitSicherheitnicht 
zugeschüttet , sondern die Gefühle des 
Has ses genährt . Oie Bediensteten soll­
ten nicht vergessen, daß der Inhaftier­
te psychisch und nervlich aufgrund 
jahrelanger Haft und dauernden Einge­
sperrtseins größeren Belastungen aus­
gesetzt ist - und zwar ohne nennens­
werte Unterbrechungen - a 1 s der Ge­
fängniswärter. Wird das in keinem psy­
chologischen Kurs auf der Vollzugsschu­
le gelehrt? Solche Entgleisungen wie 
di e oben wiedergegebene Äußerung vom 
''Fang schuß" sind jedenfa 11 s für jeden 
unerträglich . Ein solcher Bediensteter 
ist falsch auf seinem Platz -auch als 
Fahrer eines Brotwagens, zumal anzu­
nehmen ist, daß er auch auf Gefangene 
losge lassen wird! Aberer weiß ja, daß 
er wegen solcher Äußerungen gegenüber 
einem Häftling bei uns nicht zur Re-

chenscha ft gezogen wird. Was er sieh 
"draußen" nicht leisten dürfte, hier 
kann er es unbesorgt tun. Wie recht 
hatte der Vertreter der Senatsverwal ­
tung für Justiz, der in einem Gespräch 
mit uns einmal bemerkte , daß se iner 
Ansicht nach von vielen Gefangenen ein 
hohes Ma ß an psychischer Gesundheit 
und Stabilität im täglichen Umgang mit 
ihren Bewachern verlangt wird. 

Ebenfalls im Zusammenhang damit darf 
sich der Leser an einen Kommentar in 
der FRANKFURTER RUNDSCHAU vom 17 .12. 76 
erinnern, den wir in unserer Februar­
ausgabe abgedruckt haben. Dort heißt 
es u.a. auf die Berliner Polizei be­
zogen: "Allenfallsgilt als unumstrit­
ten, daß man ... bei der Westberliner 
Polizei in der ersten Hälfte der sieb­
ziger Jahre schon ziemlich alles ein­
stellte, 'was wenigstens auf einem 
Bein halbwegs laufen konnte', ohne es 
mit den charakterlichen oder intelli­
genzmäßigen Eignungskriterien sonder­
lich ernst zu nehmen." \4as dort im 
Hinblick auf die Berliner Polizei ge­
sagt wird, läßt sich nach den Erfahrun­
gen der letzten Zeit und in der Kon­
frontat ion m1 t dem "Fangschuß" anschei ­
nend auch auf die Justiz anwenden . 

Vor allem aber darf man in diesem Zu­
sammenhang eine Meldung des BERLINER 
TAGESSPIEGELS vom se 1 ben Tag ( 25.3. 77) 
überdenken, in der berichtet wird , 
daß die Staatsanwaltschaft gegen zwei 
Vollzugsbedienstete der JVA Tegel An ­
klage wegengefährlicher Körperverlet­
zung im Amt erhoben hat. Oiesen Bedien­
steten wird vorgeworfen, am 19. August 
des vergangeneo Jahres einen persischen 
Häft 1 i ng mit Gummi knüppe 1 n mißhandelt, 
seinen Kopf gegen eine Eisentür ge­
schlagen und ihn eine Treppe hinunter­
gestoßen zu haben. Der Häftling mußte 
damals auf Veranlassung einer Ärztin 
in die Intensivstat1on des Klinikums 
\4estend verlegt werden. Die Just i zver­
wa 1 tung hatte dama 1 s zu dem Vorfa 11 
1 edigl i eh mitgeteilt, der Perser sei 
"die Treppe hinuntergefallen"! Die 
Möglichkeit eines Fremdverschuldeos 
blieb völlig unerwähnt. Auch die Ver-
1 etzungen eines anderen Aus 1 änders, 
der in einem kürzlich abgebrochenen 
Prozeßbehauptethatte,ersei im "Bun­
ker" von mehreren Bediensteten verprü ­
gelt worden, wurde durch einen Justiz­
bediensteten mit dem "Hinunterfa 11 en 
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von einer Treppe" erklärt . Merkwürdige 
Treppen sind das in Tegel! 

Aber für Häftlinge, zumal Ausländer , 
nicht ungefährlich. Es ist auch inter­
essant zu wissen, daß ein Aufsichts­
dienstle iter (!) des Hauses III bei 
einem Gespräch mit Vertretern der Se­
natsverwa 1 tung ftir Justiz über die Ab­
schiebung und Ausweisung von straf­
fälligen Ausländern nach der Haft un­
gerügt äußern durfte, man müsse ja 
schließlich auch dem "gesunden Volks­
empfinden" ( ! ? ) Rechnung tragen, zu 

In Ausführung des Strafvollzugsgeset­
zes sind nunmehr die Beiräte für die 
Justizvollzugsanstalten des Landes 
Berlin gebildet worden. Danachgibt es 
in Westberl inden BerlinerVollzugsbei­
rat sowie die Anstaltsbeiräte für die 
einzelnen Haftanstalten der Stadt . 
Außerdem existieren in der JVA Tegel 
und UHAAMoabit Teilanstaltsbeiräte für 
die Teilanstalten dieser Gefängnisse. 
DieMitgliederder Beiräte setzen sich 
aus Vertretern der Kirchen, Gewerk­
schaften, Arbeitgeberverbände, des 
Journalistenverbandes u.a.m . zusammen. 
Ihre Aufgabe ist es, an der Planung und 
Fortentwicklung des Vollzuges beratend 
mitzuwirken und in der Öffentlichkeit 
um Verständnis für die Belange eines 
auf Resozialisierung ausgerichteten 
Strafvollzuges zu werben. Weiterhin 
so 11 en sie Wünsche, Anregungen und Be­
anstandungen der Insassen entgegenneh­
men und sich um eine Verbesserung des 
Vollzuges bemühen, ohne dabei Beschwer­
deinstanz zu sein. Die Entscheidungsbe­
fugnis der Justizbehörden bleibt in 
jedem Fall unberührt. Allerdings haben 
sie die Möglichkeit, jederzeit unange­
meldet alle Räumlichkeiten und Einrich­
tungen der Vo 11 zugsans ta 1 ten zu bes ich­
tigen und dieGefangenenohne Anwesen­
heit eines Justizbediensteten zu spre­
chen (hoffentlich in abhörsicheren Räu­
men! ) . DerSchriftverkehr zwi sehen den 

dessen SprechL er sieh bei dieser Ge­
legenheit machen wolle. Interessant, 
nicht wahr? Und aufschlußreich! Nach­
tigall, ick hör' dir trapsen - kann 
man da nur sagen. 

Lesen Sie doch noch einmal den Bericht 
in unserer Märzausgabe 1977 über die 
Haftbedingungen und den Umgangston in 
der UHAA Moabit! Merken Sie etwas? Ja , 
ja, am liebsten ein Fangschuß für die 
Verbrecher. Tatort Berlin-Tegel im 
März 1977. Vorbilderdafür gibt es ge­
nug - aus alter und neuer Zeit . - dt 

Ansta 1 tsbei räten und Strafgefangenen 
ist von der Überwachung ausgenolliTlen . 
Aus dem Aufgabenberei eh und der Aufga­
benstellung der Beiräte ergibt sich, 
daß a 1 s Mi tg 1 i eder so 1 ehe Personen be­
rufen werden sollen, die Verständnis 
für die Aufgaben und Ziele des Straf­
vollzuges haben und bereit sind, sich 
für die Belange der Strafgefangenen 
einzusetzen, Mißstände zu beheben und 
Verbesserungen voranzutreiben. Voll ­
zugsbedienstete dürfen nicht zu Mit­
gliedern der Beiräte berufen werden. 

Soviel zu denwesentlichen Ausführungs ­
bestimmungen. Es wäre zu wünschen, daß 
die Arbeit der Beiräte nicht wieder ein 
Schlag ins Wasser ist . Mögesie Erfolg 
haben; z.B. auf dem Verpflegungssektor 
sind unbedingt Verbesserungen notwen­
dig. Ein bisher wohl existierender sog. 
"Küchenbeirat" hat auf diesem Gebiet 
bisher entweder nicht gearbeitet oder 
nichts ausgerichtet! Auch dieärztliche 
Versorgung der Häftlinge in Berl in ist 
solch ein 11 Wunder Punkt"! Windei oder 
nicht - das ist hier die Frage. Wir 
werden sehen, ob es sich wieder einmal 
mehr nur um schöne Worte und "viel Wind 
um nichts" handelt. Allzu viele und 
laute Schalmeienklänge in der letzten 
Zeit haben uns mißtrauisch gemacht. 
So möge man uns bei den Beiratsmitgl ie­
dern den Pessimismus verzeihen . - dt 
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------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
+ IN LETZTER MINUTE + IN LETZTER MINUTE + IN LETZTER MINUTE + IN L 
================================================================== 



im Intrigennetz 

verfangen im Intrigennetz 
in den feinen Maschen der Nachrede 
verheddert in den Fallstricken 
der leisetretenden Horcher 

verkannt in den Absichten 
auch den unterstellten 
falsch interpretierten - nicht hingehört 
die Maßnahmen wurden getroffen 

eingeklemmt zwischen die Seiten 
einer Vollzugsordnung 
die das Wort .. Mensch" nicht kennt 
weil .. Sicherheit und Ordnung" primär sind 

eingereiht in die Reihe jener 
die manches richtig erkannt haben 
doch in der Wahl ihrer Mittel 
keine Anerkennung finden dürfen 

eingekerkert in einer Zelle 
in strenger Isolation 
lehre ich mein Gehirn 
seine Arbeit in Zukunft leise zu tun 

unverbesserlich wie ich bin 
glaube ich noch an eine freie Meinungsäußerung 
weil sie im Gesetz verankert ist 
aber ich werde es niemand sagen 

B. V. (Ravensburg) 



VOM JAHRESANFANG BIS ZUM ENDE 

BITIET DER 'LICHTBLICKt UM EINE SPENDE 
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